
An das Ziel 800 Euro glauben nicht alle, aber alle wollen Verbesserungen
Die Initiative 800 legt viele weitere Schwachstellen in der Versorgung der SED-Opfer offen
Nach wie vor bewegt das Thema 
einer deutlich höheren Opferrente 
die Betroffenen. Es sind vor allem 
mündlich geäußerte Meinungen, 
die in der Bundesgeschäftsstelle 
oder bei der Redaktion eintreffen. 
Dabei geht es wesentlich um die 
Fragen, was möglich bzw. realis-
tisch ist und ob eine Anpassung der 
Besonderen Zuwendung an die In-
flationsrate oder die jährliche Ren-
tensteigerung nicht sinnvoller wäre. 
Letzterer Variante wird von vielen 
Betroffenen der Vorzug gegeben. 
Einfach, weil sie sich einfacher 
ausnimmt und weil hierzu bereits 
Festlegungen getroffen sind. 

Grundsätzlich ist unser Anliegen 
sehr komplex und wird sich – in 
Anbetracht der allgemein sich er-
heblich verschlechternden Lebens-
bedingungen im Land – nicht in-
nerhalb kurzer Zeit abarbeiten las-
sen. Es ist daher gut und nützlich, 
wenn sich viele Opfer zu diesem 
Thema Gedanken machen und auf 
ihre persönliche Situation und ihr 
Schicksal hinweisen, damit uns die 
Politiker und die Medien entspre-
chend wahrnehmen.

Wie sich aus Berichten von Be-
troffenen zeigt, kommen zu unserer 
Hauptforderung immer noch offene 
Punkte hinzu. Beispielsweise wur-
de nicht über das Einkommenslimit 
geredet, das die Gewährung der 
Besonderen Zuwendung deckelt. Es 
sind sicher nicht mehr viel Be-
troffene erwerbstätig, dennoch gibt 
es sie. Die Antragstellung selbst ist 
ebenso eine mehrfach kritisierte 
Aufgabe. Es ist nicht jedem gege-
ben, Formulare auszufüllen oder 
sich mit den Nachfragen von Be-

hörden auseinanderzusetzen. Kürz-
lich ist zu dem Thema Hilfe für 
SED-Opfer ein Beitrag in der FAZ 
erschienen. Er hebt vor allem Ein-
zelfälle hervor und setzt sich nicht 
mit der Kernforderung der besseren 
Versorgung für alle Betroffenen 
auseinander. Positiv daran ist, dass 
wir als zahlenmäßig immer noch 
sehr große Opfergruppe überhaupt 
wieder ins Gespräch kommen. 
Dennoch wollen wir einen Stand 
erreichen, der allen hilft, die ver-
folgt und inhaftiert waren und die 
dies entsprechend nachweisen. Es 
soll also auch jenen geholfen wer-
den, die bislang keine finanzielle 
Unterstützung bekommen. 

Zugleich muss erreicht werden, 
dass bereits gewährte regelmäßige 
Zahlungen in ihrer Höhe nicht 
stagnieren. Man muss kein Mathe-
matiker sein, um eine jährliche Er-
höhung der Altersrente als ungenü-
genden Ausgleich für die steigende 
Lebenshaltung zu begreifen. Auch 
ein Inflationsausgleich – gehen wir 
großzügig gerechnet von zehn Pro-
zent aus – auf eine Summe von 330 
Euro ist nur dann mehr als ein 
Trostpflaster, wenn er wenigstens 
alle zwei Jahre zum Tragen kommt. 
Das angenommene Ziel von 800 
Euro wäre allerdings längerfristig 
eine Maßnahme, die den Betroffe-
nen am deutlichsten hilft und die –
ob mit oder ohne Gesetz – viele 
Opfer auf weitere Ansprüche ver-
zichten ließe. Die Vorteile für den 
Gesetzgeber und die Verwaltungen 
wurden mehrfach genannt. Dass 
man in zehn oder zwölf Jahren 
wieder über Anpassungen redet, ist 
allerdings nicht ausgeschlossen. 

Corona und der Ukraine-Krieg ha-
ben gezeigt, wie unberechenbar 
Geschichte sein kann. Es ist im Üb-
rigen so, dass die Sterberate gerade 
unter den SED-Opfern hoch ist und 
keine Betroffenen hinzukommen. 
Soll heißen: Es wird auf Dauer 
kaum eine Erhöhung des gesamten
Etats erforderlich werden, so dass 
die Ausgaben für die Besondere 
Zuwendung nicht steigen werden. 
Vielleicht sollte man auch auf den 
Etat unseres Landes verweisen und 
auf die Summen, die bei Bund und 
Ländern gehandelt werden. Täglich 
und stündlich geistern schwindelnd 
hohe Zahlen durch die Medien. Die 
Milliardenbeträge, von denen mit 
erstaunlichem Selbstverständnis ge-
redet wird, sind inzwischen nicht 
mal mehr einstellig. Die einen be-
kommen sie, und die anderen müs-
sen sie tragen. Die SED-Opfer ge-
hören fast ausnahmslos zur zweiten 
Kategorie. Es geht um Klima, Rüs-
tung, Sprit, Nahverkehr, Energie. 
Alle Sparten werden berücksichtigt, 
nur nicht die SED-Opfer. Da die 
Opfer meist Rentner sind und 
Rentner – siehe Energiegeld für 
Erwerbstätige – ohnehin schlechter 
gestellt bleiben, sind die ehemali-
gen politischen Häftlinge doppelt 
benachteiligt. 

Was tun? Wir haben im Streit ge-
gen das Renten-Unrecht schwer ge-
arbeitet. Hier ist Kamerad Heinz 
Holtschke hervorzuheben. Auch 
wenn wir gescheitert sind, haben 
wir im Umgang mit Politikern ge-
lernt. Wir sollten unsere Kraft und
die Erfahrungen nun für den Kampf 
um die höhere Opferrente nutzen.

Alexander Richter-Kariger
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Liebe Kameradinnen und Kamera-den, ich hoffe, für Sie bzw. euch hat das Leben in der gegenwärti-gen Situation nicht zu sehr an Qua-lität verloren und wir bleiben trotz unseres zweifellos vorgerückten Alters zuversichtlich, aufgeschlos-sen und allesamt gesund.Vor zwei Monaten, als ich die vorige Fg auf den Weg brachte, habe ich (und nicht nur ich) nicht geglaubt, dass wir als ganze Nati-on, als Europäer, vielleicht als ge-samte Menschheit in eine derartige Krise geraten könnten. Nun jedochhaben sich innerhalb weniger Tage für uns alle Umstände ergeben, auf die wir nicht gefasst waren und mit denen wir dennoch leben, weiter-leben, müssen und wollen. Wir als ehemalige Häftling und Verfolgte haben zwar Erfahrungen mit politi-schen, wirtschaftlichen und sozia-len Einschränkungen und Widrig-keiten, aber das, was wir in der DDR hinnehmen mussten, war ei-ne von Menschen bewusst herbei-geführte Diktatur gegen andere Menschen. Das Corona-Virus ist ebenfalls ein Feind der Menschen, aber es wurde nicht vorsätzlich un-ter die Völker gebracht und es wird im Unterschied zum Sozialismus nicht von wenigen Menschen ge-gen große Mehrheiten missbraucht. Fertigwerden müssen wir dennoch damit, und dabei kann uns unsere DDR-Erfahrung durchaus helfen. Haben wir nicht gelernt, mit Eng-pässen von Konsumgütern (und wahrlich nicht nur Toilettenpapier) umzugehen? Waren wir nicht soli-darisch, wenn es gegen Unrecht und für Meinungsfreiheit ging? Beweisen wir nicht heutzutage imRingen um bessere Entschädigun-gen bis heute unser Zusammenge-hörigkeitsgefühl, und sind wir nicht alle bestrebt, über das über-wundene Unrecht stalinistischer Zeiten aufzuklären? Und was die derzeit verordneten Ausgangs- und Kontakteinschränkungen betrifft, verweise ich schlicht auf die Haft-bedingungen des MfS, wo es beimonatelanger Isolation nicht mal einen Blick aus dem Fenster gab. Wichtig ist, dass wir uns in den Zeiten der aktuellen Gefahr an die Vorschriften halten und im Rah-men der Möglichkeiten etwas für die Gesundheit tun. Niemand sollte 

sich zudem scheuen, Hilfsangebo-te, die mittlerweile in jeder Kom-mune bestehen, anzunehmen. Und sei es der Einkaufsdienst oder ein Telefonat mit dem Hausarzt. Was die VOS angeht, sind wir keines-wegs im Ruhemodus. Man sieht: Die Freiheitsglocke erscheint un-beirrt. Man hat jetzt mehr Zeit, siezu lesen, sie weiterzugeben oder ein zweites Exemplar zum Ver-schenken zu bestellen. 

Auf ein  
Wort des Re-

dakteurs 
Leider fallen nun Generalver-sammlung und Jubiläumsfeier aus bzw. werden verschoben. Wir ha-ben daher weiterhin keinen Ersten Bundesvorsitzenden, aber eine an-erkannte Stellvertreterin und einen fleißigen Bundesgeschäftsführer. Was unser weiteres Wirken an-geht, benutze ich gern ein Zitat, das sich seitens der damaligen Ur-heberin und des damit verbunde-nen Vorhabens nicht ganz erfüllt hat: Wir schaffen das. Allerdings sollten wir uns im Klaren darüber sein, dass die folgende Zeit, in derwir irgendwann in einen Modus der Normalität – wie er auch aus-sehen mag – zurückkehren werden, für uns nicht leichter werden. Seit dem Einbruch in das Corona-Tief sind alle bisher als hoch dramatisch eingestuften Themen und Konflikte in der me-dialen Versenkung verschwunden. Kein Wort mehr zu einer drohen-den Klima-Katastrophe oder zuden Baumhäusern im Forst vonGarzweiler, keine Silbe über den keineswegs ausgestandenen Streit zur Wahl des Ministerpräsidentenvon Thüringen oder die Verab-schiedung des nächsten, offenbar strittigen EU-Finanzhaushaltes,auch nicht zur (weiter steigenden) Umweltsteuer oder zum Diesel-fahrverbot, nicht mal die besorg-niserregenden Bilder des Flücht-lingsdramas an der türkisch- grie-chischen Grenze werden gezeigt. Kein Syrien-Krieg, kein Putin, der an möglichst vielen Kriegsschau-plätzen tonnenweise Sprengstoff in die Feuer wirft. Stattdessen trat tat-sächlich Frau Merkel wieder vor 

die Nation und äußerte sich ernst-haft und besorgt zu den Problemen und Sorgen der Landeskinder. Wann hatten wir das zuletzt? Wir als SED- und Haftopfer sind in Anbetracht der Pandemie und deren Folgen mit unseren Ansprü-chen und Mahnungen allerdings ein weiteres Stück in den Hinter-grund gerückt. Da wir fast durch-weg Rentner*innen und vielfach auch durch Krankheiten vorbelas-tet sind, gehören wir im Sinne der Corona-Gefahr zu einer Risiko-Gruppe, für die schon über speziellisolierende Quarantäne- Maßnah-men diskutiert wurde. Was wird demnach mit uns geschehen? Wer-den wir – wie einst in der DDR –weggesperrt? Nun, ganz sicher wird man uns nicht schlechter be-handeln als andere Mitmenschen derselben Alters- und Gefährdeten-Gruppe. Ich jedenfalls glaube an die soziale (wenn auch nicht die finanzielle) Gerechtigkeit in unse-rem Land. Dennoch gebe ich mich keinen Illusionen hin, wenn wirhier und ab jetzt weiter über Ent-schädigungen und sonstige finan-zielle Verbesserungen für Haft-und Verfolgungszeiten reden. Es ist ein Glück, dass wir im letzten Jahr gerade noch mit Vergünsti-gungen wie der Erhöhung der Op-ferrente um 30 Euro und Herabset-zung des Haftzeitlimits berück-sichtigt wurden. Jetzt, wo die Pan-demie eingetreten ist und einem Großteil der Bevölkerung und fast allen Unternehmen und Institutio-nen durch unvorstellbar hohe fi-nanzielle Summen geholfen wer-den muss, wird man den Kopf schütteln, wenn wir mit neuen An-liegen auftreten bzw. die alten wieder vorbringen. Man wird ge-wiss kein Verständnis zeigen, wenn wir den Kampf um unsere Ansprüche fortsetzen. Vielleicht wird man sogar sagen, das wäre undankbar. Und doch sollten wir uns nicht einschüchtern lassen und zumindest dafür sorgen, dass die Politik einen festen Termin für die nächste Erhöhung der Opferrente festlegt. Unsere Verdienste um dieses Land können nicht ausge-löscht werden. Auch nicht durch die Corona-Pandemie.Bis zur nächsten AusgabeIhr Alexander Richter

Der Krieg ist da. Ich habe diese 
Rubrik in der vorausgegangenen 
Ausgabe mit denselben Worten 
begonnen. Es hat sich von der Si-
tuation seitdem nichts geändert, 
und vermutlich werden wir uns auf 
eine längere, womöglich sehr lan-
ge kriegerische Auseinanderset-
zung einrichten müssen. Aus Ge-
sprächen und Zuschriften habe ich 
erfahren, dass nicht wenige Kame-
radinnen und Kameraden Angst 
vor der Zukunft haben. Es ist zum 
einen der Gedanke einer Ausdeh-
nung der Aggressionen auf Mittel-
und Nordeuropa, zum anderen se-
hen wir eine gewaltig sich aufblä-
hende Inflation auf uns zukommen
und fürchten uns vor dem Hei-
zungseklat im nächsten Winter.

Kann man sich vorstellen, dass 
der Krieg auch uns Deutsche er-
reicht? Wenn ich die Frage an 
Freunde und Bekannte richte, wird 
mit einem Kopfschütteln geantwor-
tet. Nein, einen Krieg auf unserem 
Territorium kann (und will) sich 
niemand vorstellen. Das gilt für den 
Einzelnen, wie für die Öffentlich-
keit. Wenn wir ins Internet oder in 
die Medien schauen, sehen wir in 
nahezu allen Rubriken kaum Ver-
änderungen zu den Bildern und Be-
richten aus Friedenszeiten. Die Be-
richterstattung aus dem Kriegsge-
biet gibt es zwar, ebenso den End-
los-Disput über das Ja oder Nein zu 
Waffenlieferungen an die Ukraine,
aber ansonsten läuft unsere Spaßge-
sellschaft unvermindert auf Hoch-
touren. Jetzt, wo die Corona- Ein-
schränkungen sukzessive fallen, 
haben die Menschen wieder Lust 
auf Lust. Fußball, Unterhaltungs-
und nervende Modelshows, die tra-
ditionelle Maikirmes, der Trödel-
markt und die Grillparty im Garten 
– alles ist angesagt. Allgemein gilt: 
Wir haben viel nachzuholen. Dass 
bei all den Events über den Krieg 
geredet wird, gehört dazu. Es ist 
sogar eine treffliche Sache, Streit-
gespräche zu führen. Etwa: Liegt 
die Schuld am Krieg wirklich nur 
bei Putin? Oder: Sollen wir schwere 
Waffensysteme in die Ukraine lie-
fern und es uns mit den Russen 
verderben? Und: Ist Nordstream 
Zwei der Hauptfehler des vorigen
Jahrzehnts? 

Es ist gut, dass über solche Fra-
gen diskutiert wird, mag es eben 

auch bei eher seichten Anlässen 
geschehen und oft genug bei 
schlichten Argumenten bleiben.
Ich bin der Meinung, dass wir uns 
alle (!) an solchen Gesprächen be-
teiligen sollen. Es ist schon des-
halb wichtig, weil man sich nicht 
allein gelassen fühlt. Wichtig ist
auch, dass man andere, gegenteili-
ge Standpunkte akzeptiert und sich 
trotzdem in die Augen sehen kann 
und begreift: Wir alle wollen ein 
Ende des Krieges, allerdings nicht 
unter den Bedingungen eines ele-
mentaren Unrechts für eine Seite.

Auf ein Wort  
des  

Redakteurs  
Ich denke, seit der Krieg in der 
Ukraine ausgebrochen ist, oft an 
die unmittelbare Zeit seit dem 
Mauerfall im Jahr 1989 zurück. 
Auch damals ist viel geredet und 
gestritten worden. Einheit oder 
dauerhafte Zweistaatlichkeit? Es 
gab Politiker, für die war die Exis-
tenz einer DDR in Stein gemeißelt, 
die leugneten vehement ihr Wesen 
als Diktatur, obwohl die Zeitzeu-
gen der politischen Haft täglich in 
den Medien waren. Ich würde 
nicht ausschließen, dass wir, hätten 
diese Fraktionen damals über das 
deutsche Schicksal bestimmen sol-
len, heute noch die Teilung hätten 
und der Putin’sche Neosowjetis-
mus mittlerweile im Rheinland und 
im Elsass Einzug gehalten hätte. 

Ich erinnere mich sehr gut, wie 
man auf beiden Seiten der Elbe 
über den damaligen Kanzler her-
gezogen ist. Mit Spott und Bosheit 
hat man versucht, Helmut Kohl 
abzudrängen. Auch in der VOS 
gab es Anwandlungen, das teils 
von Machtallüren geprägte politi-
sche Vorgehen des Kanzlers aus-
zubremsen. Und in der Tat, Kohl 
mag anmaßend und herrisch gewe-
sen sein, ihm werden bis heute un-
schöne Dinge, auch im Privatle-
ben, nachgesagt. Rückblickend je-
doch haben seine starke Hand und 
seine Durchsetzungskraft in ein
Deutschland, auch ein Europa, 
gemündet, in dem wir bis vor Kur-
zem alle gut gelebt haben. 

Die Frage, wie wir weiter leben 
werden, kann indessen niemand 

beantworten. Es liegt nicht nur an 
Putin und Selenskyj, wie die Zu-
kunft aussehen wird. Wir haben 
Erwartungen an unsere Regierung, 
wir fordern eine klare Linie und 
eine Politik mit Rückgrat. Ent-
scheidungen können gut oder we-
niger gut sein, sie sind jedoch bes-
ser als Zögern. Ich habe nicht um-
sonst Helmut Kohl herausgehoben. 
Sein Wort hatte immer Gewicht, 
vor seiner Klarheit hatte die Welt 
Respekt. Daran sollte sich unsere 
jetzige Bundesregierung erinnern.

Ich möchte zweitens das Thema 
Inflation ansprechen. Hier kommt 
etwas auf uns zu, das uns ebenfalls 
Angst macht. Realiter stecken wir 
bereits mitten drin. Die Frage stellt 
sich, kann man der Ukraine helfen, 
indem wir uns selbst kasteien, und 
ist es zulässig, dass Frau von der 
Leyen an unserer Energieschraube 
dreht? Die EU ist eine gute Sache, 
aber sie hat es nicht einmal ge-
schafft, ihren Beschluss zur Ab-
schaffung der Sommerzeit durch-
zusetzen. Wir als VOS können 
auch darauf bestenfalls hinweisen. 
Wir sollten aber mit ganzer Kraft 
auf unser Ziel, eine höhere Opfer-
rente zu erreichen, hin arbeiten. Es 
sind mittlerweile viele Meinungen 
geäußert worden, was sehr positiv 
ist. Ob wir es auf das vorgegebene 
Ziel 800 Euro schaffen, mag dahin 
gestellt bleiben. Es geht darum, 
dass etwas geschieht und dass wir 
uns alle dafür einsetzen. 

Am Ende dieser Seite habe ich 
eine persönliche Information. Die-
se Ausgabe der Freiheitsglocke ist 
meine 300. Wir sind vor ein paar 
Jahren in den Zwei- Monatsrhyth-
mus gewechselt, dennoch habe ich 
mich um Aktualität und viele 
Themen bemüht. Manch einem 
fehlt dafür die Verständigkeit.
Aber diese Zeitung ist ein Zeitdo-
kument. In 50 oder 100 Jahren 
kann man auf sie zurückgreifen 
und wird Namen, Schicksale und 
politische Themen finden, über die 
sonst – zumindest nicht in der Aus-
führlichkeit, Authentizität und 
Stichhaltigkeit – niemand berichtet 
hat. Dies sind und bleiben mein 
Konzept und meine Motivation. 
Ich danke allen, die es mittragen. 
Ich verbleibe also wie bisher:

Bis zur nächsten Ausgabe
Ihr Alexander Richter-Kariger
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Spendenbereitschaft ist trotz hoher Inflation gut 
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Ech, Walter Schrader, Horst Lindemuth, Hartmut 
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Jürgen Wendler, VOS Landesverband Sachsen e.V., 
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Danke allen, die in diesen rundum schlechten Zei-
ten so großzügig für das Weiterbestehen unseres 
wichtigen Verbandes gespendet haben. 
In dieser Ausgabe konnten nicht alle vorliegenden Bei-
träge erscheinen. Für die Freiheitsglocke 837/8 sind 
daher die Texte dieser Kameraden vorgesehen: Peter 
Plach, Wolfgang Lehmann Änderungen möglich
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„Erheblichen Anteil an der Wiedervereinigung“ und doch nur „Ausfluss“
Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags schließt nach dreieinhalb Jahren die Eingabe ab
Bereits mit Datum vom 12. Ok-
tober 2018 richtete unser Kame-
rad Karl-Heinz Genath ein 
Schreiben an den Petitionsaus-
schuss des Deutschen Bundes-
tags, um eine Besserung der Be-
sonderen Zuwendung und einen 
Inflationsausgleich auf diese 
Zahlung zu erreichen. Zugleich 
ging es ihm um eine Gleichstel-
lung der SED-Opfer mit den Op-
fern des NS-Regimes. Nunmehr 
(am 27. Januar 2022) hat die 
Vorsitzende des Petitionsaus-
schusses das Verfahren zum Ab-
schluss gebracht und geantwor-
tet. Das Ergebnis ist – wie nicht 
unerwartet – eine Ablehnung, 
die jedoch auch Hinweise für das 
weitere Handeln und in vagen 
Bezügen Hoffnung auf kleine 
Fortschritte gibt. 

Bitte lesen Sie nachstehend das 
Schreiben des Petitionsausschus-
ses. 

Für seine Bemühungen dankt 
der Redakteur unserem Kame-
raden Genath, der sich, inzwi-
schen 96 Jahre, immer wieder 
für die Interessen der Haftopfer 
eingesetzt hat. 
Die Beschlussempfehlung des Pe-
titionsausschusses lautet ein-
gangs: Das Verfahren ist abzu-
schließen – weil teilweise dem An-
liegen entsprochen worden ist. 
Begründung
Der Petent schildert seinen Einzel-
fall und führt im Wesentlichen aus, 
dass politische Häftlinge der SBZ/
DDR erheblichen Anteil an der 
Wiedervereinigung Deutschlands
hätten. Es sei an der Zeit, die 
Nachbesserungen zu beschließen 
und die Opferrente zu erhöhen. 
Darüber hinaus hätte eine Gleich-
stellung der Opfer des SED-
Regimes mit den Opfern des NS-
Regimes bis heute nicht erfolgt, 
obwohl beide Gruppen Opfer von 
Gewaltherrschaft betroffene Opfer 
seien und „gestohlene Lebensjah-
re“ zu beklagen hätten. … Der Pe-
titionsausschuss hat der Bundesre-
gierung Gelegenheit gegeben, ihre 
Haltung zu der Eingabe darzule-
gen. … Dem Petenten ist bereits 
mitgeteilt worden, dass seine Peti-

tion voraussichtlich erfolglos blei-
ben wird. Zur Begründung wurden 
den Petenten die Gründe der Un-
gleichbehandlung hinsichtlich der 
Entschädigung von SED-Opfern 
im Vergleich zu NS-Opfern erläu-
tert. Die Verfolgungen, die es in 
beiden Diktaturen gegeben hat, 
sind aus historischer, politischer 
und rechtlicher Sicht nicht mitei-
nander gleichzusetzen. 

Die Entschädigung von SED-
Opfern ist Ausfluss des Sozial-

staatprinzips des Grundgesetzes
Für die Entschädigung von NS-
Opfern steht die Bundesrepublik 
als Rechtsnachfolgerin des Deut-
schen Reiches ein. Die Entschädi-
gung von SED-Opfern hingegen ist 
Ausfluss des Sozialstaatprinzips 
des Grundgesetzes. Hintergrund 
ist, dass die ehemalige DDR als 
Rechtssubjekt weggefallen ist. Die 
Bundesrepublik ist nicht Rechts-
nachfolgerin der DDR und hat für 
aus ihrer Sicht rechts- und verfas-
sungswidrige Maßnahmen der 
DDR ebenso wenig einzustehen 
wie etwa für Maßnahmen ausländi-
scher Staatsgewalten. Diese Sicht 
hat das Bundesverfassungsgericht 
in seiner grundlegenden Entschei-
dung vom 23. April 1991 bestätigt. 

Gleichwohl sehen die Rehabili-
tierungsgesetze im Rahmen des in-
nerstaatlichen Ausgleichs neben 
Entschädigungsleistungen umfang-
reiche Ausgleichsleistungen vor, 
die – wie andere Transferleistun-
gen auch – nach sozialen Gesichts-
punkten bemessen sind. Der Reha-
bilitierungsgesetzgeber hat dabei 
einen weiten Gestaltungsspiel-
raum, d. h. er kann bei der Bemes-
sung von Wiedergutmachungsleis-
tungen auch Rücksicht darauf 
nehmen, welche Möglichkeiten er 
unter Berücksichtigung der sonsti-
gen Staatsaufgaben hat, insbeson-
dere kann er den enormen Mittel-
bedarf für den Aufbau in den neu-
en Bundesländern berücksichtigen. 
Diesen Gestaltungsspielraum hat 
der Gesetzgeber nach Feststellung 
des Bundesverfassungsgerichts an-
gemessen ausgeschöpft. 

Bei Einführung der Besonderen 
Zuwendung für Haftopfer (Opfer-

rente) nach § 17 a des StrRaG) im 
Jahr 2007 hat der Gesetzgeber be-
rücksichtigt, dass sich eine regel-
mäßige monatliche Zuwendung in 
das System der übrigen Reha- und
Entschädigungsregelungen einfü-
gen muss und innerhalb des Reha-
Rechts im Vergleich zu den ande-
ren existierenden Entschädigungs-
formen für Opfer der SED-Diktatur 
(z. B. Kapitalentschädigung für 
Haftzeiten, Unterstützungsleistun-
gen, Beschädigtenversorgung …) 
nicht unverhältnismäßig sein darf. 
Der Deutsche Bundestag hat die 
Leistung daher nach Höhe und An-
spruchsvoraussetzungen begrenzt. 

Auch wenn die Opferrente Aus-
fluss des Sozialstaatsprinzips des 
Grundgesetzes ist, hat sie weder 
Sozialhilfe- noch Rentencharakter.
Vielmehr liegt ihr der für das sozi-
ale Entschädigungsrecht charakte-
ristische Gedanke zugrunde, dass
der Betroffene ein von der Allge-
meinheit auszugleichendes Son-
deropfer gebracht hat. Eine regel-
mäßige Anpassung an die allge-
meinen Lebenshaltungskosten 
bzw. Inflation oder die Entwick-
lung der Altersrenten hat der Ge-
setzgeber daher zuerst nicht vorge-
sehen. 

Um Wiederholungen zu vermei-
den wird im Übrigen auf die dem 
Petenten bekannte Stellungnahme 
der Bundesregierung verwiesen. 
Der Ausschuss mag sich diesen 
Ausführungen nicht zu verschlie-
ßen.

Hiergegen hat sich der Petent 
gewandt und im Kern sein Anlie-
gen wiederholt. … 

Als Ergebnis seiner parlamentari-
schen Prüfung stellt der Petitions-
ausschuss fest, dass die Forderung 
des Petenten nach Erhöhung der 
besonderen Zuwendung für Haft-
opfer nach § 17 a StrRhaG mit den 
im Gesetz zur Verbesserung reha-
bilitierungsrechtlicher Vorschriften 
für Opfer der politischen Verfol-
gung der ehemaligen DDR und zur 
Änderung des Adoptionsvermitt-
lungsgesetzes vom 22. November 
2019 …, das am 29. November 
2019 in Kraft getreten ist, vorgese-
henen Änderungen des StrRhaG 
erfüllt worden ist.
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Die Opferrente wurde um 30 Euro 
von 300 auf 330 Euro monatlich 
erhöht. Zudem ist in § 17 a Absatz 
1 StrRehag nunmehr eine turnus-
mäßige Überprüfung der Höhe der 
Opferrente vorgesehen. Der Petiti-
onsausschuss weist darauf hin, 
dass die Koalition im Koalitions-
vertrag festgehalten hat, in dieser 
Legislaturperiode im Einverneh-
men mit den Ländern die SED-
Opferrente zu dynamisieren. Wei-
teres Vorgehen bleibt abzuwarten. 

Der Petitionsausschuss hält die 
geltende Rechtslage für sachge-
recht und stellt fest, dass das An-
liegen der Petition in Teilen der 
derzeitigen Rechtslage entspricht. 
Einen weitergehenden Gesetzesän-
derungsbedarf vermag der Aus-
schuss hingegen aus den darge-
stellten Gründen nicht zu unter-
stützen. 

Der Petitionsausschuss empfiehlt 
daher, das Petitionsverfahren abzu-
schließen, weil dem Anliegen teil-
weise entsprochen worden ist.

Der von der Fraktion der AfD 
gestellte Antrag, die Petition der 
Bundesregierung – dem Bundes-
ministerium der Justiz – zur Erwä-
gung zu überweisen und den Frak-
tionen des Deutschen Bundestages 
zur Kenntnis zu geben, soweit ge-
fordert wird, die Opferrente unab-
hängig vom Einkommen und mit 
einem Inflationsausgleich auszu-
zahlen und das Petitionsverfahren 
im Übrigen abzuschließen, ist 
mehrheitlich abgelehnt worden. 

Martina Stamm-Fibich
Vorsitzende Petitionsausschuss

Nur nicht aufgeben
Der Kurzkommentar

Die Antwort klingt nüchtern und 
ein bisschen staubig, sie ist durch 
die traditionelle deutsche Amts-
sprache geprägt. Und doch ist sie 
keine komplette Absage. Damals, 
noch vor der Jahrtausendwende, 
ermunterte uns ein älterer Kame-
rad im Ringen um die die Opfer-
rente: Die Hoffnung stirbt zuletzt. 
Sie war in der Tat nicht gestorben, 
denn nach Jahren setzten wir sie 
durch. Heutzutage, wo so sehr viel 
passiert und die Bundesregierung 
in vielem zuverlässig menschlich 
handelt, sollten wir weiter auf uns 
aufmerksam machen. ARK

Aufruf
zum Gedenken

an den 
Volksaufstand vom

17. Juni 1953
B e r l in

Liebe Kameradinnen, 
liebe Kameraden,
auch in diesem Jahr wollen wir 
wieder des Volksaufstandes vom 
17. Juni 1953 gedenken. Daher 
findet am 

Freitag, den
17. Juni 2022
um 09.30 Uhr

die Gedenkveranstaltung der Ver-
einigung der Opfer des Stalinismus 
e. V. mit dem Bezirksamt Berlin 
Charlottenburg-Wilmersdorf am 
Steinplatz in Berlin statt. 

Wir alle sind aufgerufen, an die-
ser Veranstaltung teilzunehmen 
und die Opfer und Kämpfer jenes 
historischen Ereignisses zu ehren.

Veranstalter ist die Vereinigung 
der Opfer des Stalinismus e.V.

Euer Bundesvorstand

C h e m n i t z

Freitag, den
17. Juni 2022
um 11.00 Uhr

Liebe Kameradinnen, 
liebe Kameraden, 
unsere alljährliche Gedenkveran-
staltung findet am 17. Juni 2022 
um 11.00 Uhr in der Parkanlage 
gegenüber dem Landgericht (Hohe 
Str. 23, Chemnitz) statt. Hierzu la-
den wir Euch ganz herzlich ein.

In Zeiten des Krieges wird deut-
lich, dass Frieden und freiheitlich 
demokratische Verhältnisse kein 
Selbstverständnis sind. An diesem 
denkwürdigen Tag daran zu erin-
nern ist unser Anliegen im Geden-
ken der Opfer von Diktatur und 
Gewaltherrschaft. Wir freuen uns 
auf euer Kommen und hoffen auf 
gute Gesundheit. Der Vorstand 

der VOS-Bezirksgruppe Chemnitz

Hinweis: Die Einladungen zu 
den Veranstaltungen in Mainz 
und Düren auf Seite 8 und 28

Wer nach Putin ruft, 
der lügt auch wie Putin
Was hier geschieht, das haben 
wir 1968 schon in Prag erlebt
Leserbrief zur Ausgabe 833 / 834 
der Freiheitsglocke

Liebe Freunde,
ich bin dem Kameraden Alexander 
Richter-Kariger sehr dankbar, was 
er zu Putin geschrieben hat und 
was in der Öffentlichkeit weitge-
hend verschwiegen und umgangen 
wird: Putin war und ist ein lupen-
reiner Kommunist! 

Ich entgegne immer den Leuten, 
die da sagen: „Nein, so kann man 
das nicht sehen“, mit den vier Ar-
gumenten: 

1. Er war KGB-Offizier zu Sow-
jetunion- und DDR-Zeiten, er war 
die „rechte Hand“ der Stasi. 

2. Sein Spruch, den er zur Be-
gründung des Angriffskrieges 
nochmals wiederholt hat: „Größter
Fehler des 21. Jahrhunderts war die 
Zerschlagung der Sowjetunion“, 
also will er die Geschichte zurück-
drehen. 

3. Putins größte Verbündete und 
Freunde sind alle Kommunisten-
führer! In Belorussland (Luka-
schenko war auch KGB-Mann!), 
China, Nordkorea. 

4. Der Einmarsch in die Ukraine 
erfolgte original nach dem Muster 
der Okkupation der CSSR 1968: 
Angst vor Demokratisierung und 
Freiheit. 

Angst, dies könnte „abfärben“, 
seinerzeit auf die kommunistischen 
Länder, diesmal auf Russland! Das 
Drehbuch: „Die Genossen“ des 
Donbass rufen Putin um Hilfe, es 
geschehe ein „Genozid“, er möge 
die Ukraine „von Nazis befreien“ 
und einschreiten, was dann auch 
brutal geschah. 

Vor dem CSSR-Einmarsch: Ge-
nossen der Tschechoslowakei bit-
ten um Hilfe vor der „Konterrevo-
lution“, „der Sozialismus muss ge-
rettet werden ...“ 

Alles in allem: In diesem verbre-
cherischen Krieg zeigt sich die 
hässliche Fratze des Kommunis-
mus. Hoffen, und das sage ich als 
Christ, beten wir für ein rasches 
Ende dieses Terrors und des unsäg-
lichen Leids.   Walter Schrader

Der Redakteur dankt für 
die klaren und wahren Worte.
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„Ich gehe leer aus, weil mein Einkommen über dem Limit liegt“
Nach dem Limit der Haftjahre ist die Höhe des Monatseinkommens ein weiteres Problem

 Mein Name ist Olaf Remus. Ich 
bin am 19. Juli 1966 in Bautzen ge-
boren, dort aufgewachsen und wurde 
in Bautzen mehrfach aus politischen 
Gründen verfolgt. Ab dem Jahr 1981 
habe ich mich an der Friedensbewe-
gung „Schwerter zu Pflugscharen“
beteiligt. Seitdem war ich Ziel des 
MfS mit Bespitzelungs- und Zerset-
zungsmaßnahmen, wozu auch ein
Berufsverbot gehörte.

Im Jahr 1988 fürchtete ich verhaf-
tet zu werden und sah auch keine 
Zukunft mehr für mich in der DDR. 
Ich versuchte aus der DDR zu flüch-
ten, was misslang. Ich erhielt eine 
Freiheitsstrafe von 22 Monaten. In 
meiner Haft musste ich Zwangsar-
beit leisten und für die West-Firma 
Miele Waschmaschinenmotoren her-
stellen. An den gesundheitlichen 
Folgen durch Löt-Dämpfe leide ich 
bis heute. Ich habe Essensentzug, 
psychische und physische Gewalt 
Gott sei Dank überlebt. Nach neun 
Monaten Haft wurde ich durch die 
Bundesrepublik Deutschland freige-
kauft wofür ich bis heute dankbar 
bin. Nach der Entlassung in die 
Bundesrepublik dachte ich – naiv
wie ich war –, dass ich alles hinter 
mir lassen kann.

Im Jahr 1992 bin ich aus familiä-
ren Gründen, leider sehr blauäugig 
und mit dem Glauben an Gerechtig-
keit, nach Bautzen zurückgekehrt. 
Auf dem Arbeitsamt Bautzen habe 
ich Mitarbeiter des nun ehemaligen 
Ministeriums für Staatssicherheit ge-
troffen, die als Sachbearbeiter beim 
Arbeitsamt tätig waren und sofort 
versuchten mich unter Druck zu set-
zen (beispielsweise durch Entzug 
von Arbeitslosengeld: eine 
Zwangsmaßnahme, um mich in ei-
nen Job als Hilfsarbeiter zu drängen. 
Auf Eigeninitiative habe ich jedoch 
eine andere Arbeit gefunden.)

Im Jahr 2003 habe ich diese Arbeit 
unverschuldet verloren. Ich musste 
mich wieder arbeitslos melden, und 
der Terror begann von vorn. Man 
sagte wörtlich zu mir: „Solange wir 
hier sitzen, wirst du hier keine Arbeit 
bekommen.“ Weiterhin hielt man 
mich von Fortbildungen fern. 

Ich kann nicht behaupten, dass es 
mir gesundheitlich gut geht, habe 

aber nun mal die Verantwortung für 
meine Familie, die nichts für meine 
Vergangenheit kann; und auch wenn 
es mir schlecht geht, gehe ich arbei-
ten, um ihnen ein würdiges Leben zu 
ermöglichen. 

Im Jahr 2004 hatte ich mich daher 
schweren Herzens entschieden, mei-
ne sächsische Heimat ein zweites 
Mal zu verlassen, da ich nun Ehe-
mann und Vater zweier kleiner Kin-
der war und ihnen ein halbwegs le-
benswertes Leben bieten wollte. 
Beim Arbeitsamt Bautzen war man 
hocherfreut, dass ich eine Arbeit in 
den alten Bundesländern gefunden 
hatte und sagte wörtlich zu mir:
„Das mit Ihrer Übersiedlung werden 
wir schon hinbekommen.“ (Über-
siedlung war immer noch der alte 
Begriff des Ministeriums für Staats-
sicherheit für Ausreisewillige). 

Im Jahr 2007 habe ich bei der 
Bezirksregierung Münster einen 
Antrag auf Opferpension gestellt, 
der bewilligt wurde. Leider war die 
Freude darüber nur von kurzer 
Dauer, da das Amt aufgrund der 
Bedürftigkeitsklausel in immer 
kürzer werdenden Abständen ver-
langte, dass ich meine Einkünfte 
offenlegte. Dies war sehr erniedri-
gend und löste bei mir Ängste aus, 
da ich ja nie wusste, ob ich im lau-
fenden Jahr z. B. eine Gehaltser-
höhung bekommen würde oder 
viele Überstunden anfallen. So leb-
te ich ständig in der Angst, die er-
haltene Opferpension zurückzahlen 
zu müssen. Zudem haben die amt-
lichen Zustellungen der Bescheide 
bei mir Flashbacks von Leibesvisi-
tationen während meiner Haftzeit 
ausgelöst.

Im Jahr 2015 habe ich aus familiä-
ren Gründen in Leipzig eine Arbeit 
angenommen (um meinen kranken 
Eltern näher zu sein). Zwei Jahre 
später bin ich ganz nach Leipzig ge-

zogen. Ich habe der nun für mich 
zuständigen Landesdirektion in 
Chemnitz meinen Umzug und mei-
ne Einkünfte mitgeteilt. Diese hat 
für vier Monate die Opferpension 
weitergezahlt, um sie dann zurück-
zufordern. Seitdem gehe ich leer 
aus und fühle mich als Verfolgter 
zweiter Klasse.

Die Bezirksregierung Münster hat 
zudem meine Akte in das nun zu-
ständige Chemnitz überstellt, damit 
man auch hier über meine finanziel-
le Situation im Bilde ist (Daten-
schutz ist ja in Deutschland be-
kanntlich nur für die Täter da). Ich
erhielt dann einen Bescheid, dass
ich die erhaltene Rente von vier
Monaten komplett zurückzahlen
muss, was mir sehr schwer gefallen 
ist. Danach habe ich vom Amt 
nichts mehr gehört. Man weiß ja, 
was Umzüge und eine Miete in 
Leipzig kosten …

Zudem musste ich meinen Sohn 
im Münsterland zurück lassen und 
seine Wohnung finanzieren, da er 
noch in der Ausbildung war.

Ich frage mich, wenn man schon 
teuer bezahlte Beamte für unsere fi-
nanzielle Überwachung einsetzt, so
sollte man doch bitte für die Opfer 
so sorgen, dass sie zumindest ein 
abgesichertes Leben führen können. 

Wie man das macht, sollten die 
Politiker und Beauftragten auf der 
Grundlage von Gesprächen mit den 
Opfern entscheiden. Niemand sollte 
vergessen, dass es die gutbezahlten 
Posten und die demokratischen 
Grundsätze in diesem Land nicht 
geben würde, wenn wir damals 
nicht durch die Mühlen der Haft 
hätten gehen müssen.

Wenn nun die Opferpension auf 
800 Euro inkl. einer pauschalen 
Entschädigung der Zwangsarbeit 
angehoben wird, ohne die Bedürf-
tigkeitsklausel zu kippen gehe ich 
wieder leer aus! 

Weiterhin bin ich der Meinung, 
dass der Wegfall einer Anpassung 
schlecht wäre, da die heutigen 800 
Euro, z. B. in 20 Jahren nur noch 
die Hälfte wert sein werden. Eine 
Anpassung an die Inflation wäre 
daher meiner Meinung die bessere 
Lösung. Olaf Remus
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In diesen Zeiten sich dem Unrecht und der Willkür nicht beugen
Das SED-Unrecht wirkt weiter, die ehemaligen politischen Häftlinge dürfen nicht aufgeben
Die letzte FG (833/4 – d. Red.) hat 
mir beim Lesen sehr viel Freude 
bereitet. Wohltuend waren die ver-
schiedensten Standpunkte unserer 
Mitglieder zu uns wichtigen The-
men. Dennoch möchte ich auf ein 
paar Dinge im Sinne eines Nach-
denkens aufmerksam machen:

Opferrente
Die Idee, die SED-Opferrente mit 
der „Initiative 800“ auf 800 EUR 
zu erhöhen, hört sich zu traumhaft 
an. Allein die Höhe wird die Poli-
tik abschrecken und alle anderen 
gut gemeinten Punkte im „Initiati-
ve 800-Euro-Wunschkatalog“ nicht 
mehr beachten, zumal in den jetzi-
gen lausigen Zeiten die Politik 
ganz andere Geldsorgen hat. 

Sofort die ganze Wurst einzufor-
dern wird nichts bringen. Mit ein-
zelnen Salamischeiben erreichen 
wir auf Dauer mehr. Wirklich hilf-
reich wäre, den Kreis der Berechtig-
ten für die Opferrente zu erweitern 
und endlich für eine Dynamisierung 
analog den Anpassungen zu Renten 
und Pensionen zu sorgen. 

Unabhängig davon ist in der Tat 
parallel etwas zu unternehmen, den 
Antragstellern die Antragsverfah-
ren von Leistungen über die Ver-
sorgungsämter, z. B. bei 
gesundheitlichen Haft-
schäden spürbar zu ver-
einfachen. Dazu gehört 
u. a., dass von den Be-
hörden nur hierfür zuge-
lassene hochqualifizierte 
Gutachter mit Spezial-
ausbildung zu den Haft-
bedingungen in den 
kommunistischen Zucht-
häusern herangezogen 
werden dürfen. 

Rentenbetrug 
an den DDR-
Altübersiedlern
Es ist leider richtig, dass 
die Einbeziehung der 
DDR-Altübersiedler in den Prozess 
der Gesetzgebung zum Beitritt der 
DDR zu keiner Zeit vom Bundes-
tag als Gesetzgeber legitimiert 
worden ist. Die dadurch erfolgten 
rückwirkenden Rentenkürzungen 
für die DDR-Altübersiedler (da-
runter auch ehemalige politische 

Häftlinge) sind daher Betrug, weil 
politisch motiviert und willkürlich 
vollzogen. Wenn sich sogar der be-
reits 2013 verstorbene SPD- Poli-
tiker Ottmar Schreiner aktiv um 
eine Korrektur bemühend nichts 
erreicht hat und – was noch viel 
schlimmer ist – auch das Bundes-
verfassungsgericht in Karlsruhe 
sich nicht damit beschäftigen will, 
sollten wir endlich weitere Bemü-
hungen einstellen. Dies kostet nur
weitere Energie, Zeit und Geld –
für NICHTS. Es wäre m. E. klüger 
und sinnvoller, sich um eine besse-
re Opferrente zu bemühen.

Rentenhöhe und 
Entlastungspaket
In der letzten FG war von einer 
Durchschnittsrente aller Rentenbe-
zieher von ca. 1.500 EUR in 
Deutschland zu lesen. Das ist 
falsch. Laut Deutscher Rentenver-
sicherung war sie im Jahr 2020 
Netto vor Steuern = 989 EUR (sie-
he nachfolgende Grafik).

Da es in 2021 keine Rentenerhö-
hung gab, gilt dies auch jetzt noch. 
1.500 EUR netto vor Steuern haben 
nur Westmänner nach 35 Versiche-
rungsjahren erreicht; Quelle: 
https://www.deutsche-rentenversi

che-
rung.de/SharedDocs/Download/DE/
Statistiken-und-Berichte/ statistik-
publikatio-
nen/altersrenten_im_zeitablauf.pdf?
__blob=publicationFile&v=7.

Sehr viel interessanter wäre eine 
Statistik zum durchschnittlichen 

Rentenbezug der ehemaligen politi-
schen Häftlinge sowie der ehemali-
gen SED-Täter. Diese Zahlen dürf-
ten sehr aufschlussreich sein und 
für künftige Gespräche solide Ar-
gumente liefern. Und deshalb: Eine
verbesserte und dynamisierte Op-
ferrente sollte unser Hauptziel sein, 
zumal diese Empfängergruppe unter 
allen Rentenbeziehern durchschnitt-
lich sicherlich zu den ärmsten ge-
hört. Sie trifft es unter den Renten-
beziehern ganz besonders hart, denn 
für Rentner ist bisher kein Entlas-
tungspaket vorgesehen. Stattdessen 
erhalten sogar Millionäre etwas 
Entlastung; siehe Tabelle aus dem 
Kölner Stadtanzeiger vom 12. April 
2022 (Grafik auf nachfolgender Sei-
te).

Vernichtungskrieg gegen 
die Ukraine / Russland
Sämtliche Äußerungen in der letz-
ten FG zum aggressiven und men-
schenverachtenden russischen 
Überfall auf die Ukraine sind Gott 
sei Dank folgerichtig. 

Mit Entsetzen aber habe ich leider 
auch aus unseren Reihen Äußerun-
gen vernommen, die das nicht so 
sehen. Es ist schon schlimm genug, 
die Ahnungslosigkeit vieler naiver

Westpolitiker neben den Putin-
Verstehern und Pazifisten, vorwie-
gend aus der linken und rechten 
Ecke, jahrelang erlebt zu haben mit 
der Folge des kompletten Schei-
terns der Außenpolitik unserer letz-
ten Regierungen. 

nächste Seite oben



8

von voriger Seite 

Sie alle waren aus Naivität oder 
Wirtschaftsinteressen völlig blind, 
was die Methoden und Mittel der 
sowjetischen bzw. russischen 
Machthaber seit Jahrzehnten zur 
rücksichtslosen Durchsetzung ihrer 
imperialen Machtgelüste angeht. 

Inhalt des russischen Portfolios 
sind Verlogenheit, Erpressung, 
brutalste Gewalt bis hin zu ver-
nichtender Verachtung anders 
Denkender. Mittlerweile genügt in 
Russland schon das Zeigen eines 
weißen Blattes in der Öffentlich-
keit, um verhaftet zu werden. In-
ternationales Völker- und Men-
schenrecht gilt schon gar nicht 
mehr. Wenn aber ehemalige politi-
sche Häftlinge das alles plötzlich 
vergessen haben und nicht mehr 
begreifen, dass eine Demokratie 
nicht kostenlos zu haben ist und 
wehrhaft sein muss, dann ist das 
mehr als bitter. 

Nein, nichts ist zur Zeit wichti-
ger, als einem verlogenen Aggres-
sor klare Kante zu zeigen. Dazu 
gehört neben Solidarität und auch 
eine tatkräftige Unterstützung der 
angegriffenen Ukraine auf allen 
Gebieten, auch wenn es teuer ist. 

Es geht in diesem Krieg mitten in 
Europa auch um unsere Werte und 
unsere Demokratie. Die Ukraine ist 
sicherlich nicht perfekt, aber sie 
hat im Gegensatz zu Russland eine 
demokratisch legitimierte Regie-
rung durch freie Wahlen incl. Mei-
nungs- und Pressefreiheit. Die Uk-
raine hat weder ein Naziregime 
noch hat sie irgendein Nachbarland 
bedroht. Genau das aber zeichnet 

das durch und durch korrupte 
Russland mit seinen zahlreichen 
Oligarchen aus. Die Stalin vereh-
rende verbrecherische Diktatur in 
Russland, mittlerweile Raschisten 
(russische Faschisten) genannt, 
führt wie das faschistische Hitler-
Nazi- Regime ohne Hemmung bru-

talste Vernichtungskriege auf allen 
Ebenen gegen unliebsame Völker 
und Staaten zwecks eigenen 
Machterhalts. Alles angeblich zum 
Schutz irgendwelcher im Ausland 
lebender Russen. Bereits zu Sow-
jetzeiten dienten angebliche Hilfe-
rufe kommunistischer Machthaber 
im Ostblock als Begründung für 
„zwingend notwendige“ Militär-
einsätze zur „Erhaltung des Frie-
dens“. 

Liebe Kameradinnen und Kame-
raden, wir ehemaligen politischen 
Häftlinge haben uns auch nicht al-
les gefallen lassen. Jeder von uns 
hat sich auf seine Art und Weise 
gewehrt und war für jede Unter-
stützung mehr als froh und dank-
bar. Genau aus diesem Grund müs-
sen wir bereit sein, der Ukraine in 
diesen schweren Zeiten zu helfen, 
auch mit der Lieferung schwerer
Waffen. Selbstverständlich müssen 
wir gleichzeitig alles vermeiden, 
was die russischen Kriegskassen 
füllt. Da wird es wohl besser sein, 
Gas und Öl von anderen Despoten 
als von Russland zu kaufen, die 
zumindest keine mittelalterlichen 
Eroberungskriege gegen andere 
Staaten führen. Zuguterletzt muss
Russland früher oder später auch 
zu Reparationszahlungen ver-
pflichtet werden. Dazu sollten als 

erstes auch die eingefrorenen Gel-
der der russischen Zentralbank und 
sonstige im Ausland verteilte 
Vermögen herangezogen werden.

Auf einen Punkt möchte ich un-
bedingt verweisen: Der Verbrecher 
Putin und seine ihn umgebende po-
litische Mafia verkörpert nicht das 

eigentliche Russland. 
Nichts haben sie mit der 
weltweit geschätzten und
geliebten wunderschönen 
russischen Kultur zu tun. 
Ich bin mir aufgrund mei-
ner eigenen Erfahrung 
durch meine mehrmaligen 
Reisen in die damalige 
Sowjetunion und heutigem 
Russland sehr sicher, dass 
es auch heute noch sehr 
viele gute russische Men-
schen gibt, die in ihrem 
Herzen die Ukraine lieben, 
mit ihr leiden, und diesem 
Drama hilflos zusehen 
müssen. Sie alle müssen 
wie wir zu DDR-Zeiten 
mit gespaltener Zunge re-

den und (über)leben. Dennoch 
werden auch sie leider einen hohen 
Preis für die Verbrechen des Ty-
rannen zahlen. Angefangen von 
den Folgen des für lange Zeit völ-
lig zerstörten Image Russlands in 
der Welt bis hin zur Verarmung. 

Christian T. Reitmaier 

VOS-Gedenken 
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Rurtal-Gymnasium

Adresse: 
Bismarckstraße 17

52 351 Düren
Es lädt ein: 

Der Landesvorstand 
der VOS in NRW

Felix Heinz Hotschke
Peter Hippe
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Overkill?
Eine Wolke wehte durch Europa
Dies ist ein sogenannter unrunder 
Jahrestag, doch ist er gerade in 
Zeiten des Krieges in der Ukraine 
aktueller denn je: Am 26. April 
1986 ereignete in sich in Tschern-
obyl, das damals zur Sowjetunion 
gehörte, der erste globale sich 
auswirkende Crash in einem 
Atomkraftwerk. Die Menschheit 
hielt erschrocken den Atem an –
erstens weil man einen derartigen 
Unfall nicht für möglich gehalten 
hat, zweitens um sich irgendwie 
vor der Radioaktivität zu schützen. 

Tschernobyl war im Gegensatz 
zur späteren Katastrophe von 
Fukushima durch eine eklatante 
menschliche Fehlleistung verur-
sacht worden. Die Sowjets, die 
damals von Gorbatschow ange-
führt wurden, haben einmal mehr 
ihre Unfähigkeit im Umgang mit 
der modernen Technik bewiesen, 
sie haben aber den Vorfall solange 
abgestritten, bis die radioaktive 
Wolke in weiten Teilen Europas 
angekommen war.

Tschernobyl ist aktueller denn je. 
Der friedlich eingestellte Teil der 
Welt sorgt sich um ein neues 
Atomdrama. Eine unberechenbare 
Größe namens Putin hat jederzeit 
Zugriff auf den gefürchteten roten 
Knopf. Drückt er drauf, wäre es 
kein Unfall, sondern ein Verbre-
chen. Man weiß durch das Ende 
des Zweiten Weltkriegs, dass 
wahnsinnig gewordene Herrscher 
eher die Welt zum Einsturz brin-
gen, als dass sie sich eine Nieder-
lage eingestehen. 

Seit Putin diesen sinnlosen Krieg 
begonnen hat, weiß niemand –
vermutlich nicht einmal er selbst –
welches Verbrechen folgen wird. 
Wir alle sind in Sorge. Wir waren 
es damals schon: Tschernobyl
reimte sich auf Overkill. Auf ein-
mal erinnerten wir uns an die fa-
mose Fernsehserie mit Dietmar 
Schönherr und der Orion. Sie wur-
de prompt noch einmal ausge-
strahlt. Wenigstens das als Trost. 

Wird uns der neue Sowjet eben-
falls mit einer atomaren Wolke 
überziehen, werden wir nicht so 
glimpflich wie 1986 – vielleicht 
gar nicht – davonkommen. VB

Made in China
Die Deutschen und die Chinesen
Ist China unser Verbündeter oder
sind wir in einer Zweckgemein-
schaft miteinander verknotet? Viel-
leicht ist es auch eine Art Hasslie-
be, die wir den Chinesen gegen-
über empfinden. Wir als selbster-
nanntes Musterland der Demokra-
tie sind ja das Gegenstück zur chi-
nesischen Staatsform, die sich für 
kommunistisch erklärt und sich 
auch so verhält: Expansiv, ideolo-
gisch verhärtet und nationalistisch. 
Nimmt man Taiwan und Hong-
kong, so kommt auch Revanchis-
mus hinzu. Es sind die Merkmale 
der Sowjet-Diktatur. 

Wir Deutsche gehen trotzdem 
sehr rücksichtsvoll mit China um. 
Es liegt daran, dass China auch mit 
uns rücksichtsvoll umgeht. Wir 
brauchen einander. Unsere Wirt-
schaften sind gegenseitig abhängig. 

Wir haben in China investiert wie 
in kaum einem anderen Land. Au-
tos bauen wir dort, wir verkaufen 
sie, damit unsere großen Konzerne 
hohe Gewinne einstreichen kön-
nen. China hingegen schüttet uns 
mit Exporten zu. Vom Computer-
kabel bis zum Trampolin bekom-
men wir von dort Erzeugnisse. 
Dass diese keine sonderliche Qua-
lität haben und nicht lange halten, 
ist nicht wichtig. Es gibt reichlich 
Nachschub – es sei denn, wir lei-
den unter Corona oder unter Krieg. 

Gegen Corona, das vielleicht 
auch von dort exportiert wurde, 
kann uns China nicht helfen. Nicht 
mal mit Masken. Aber gegen den 
Krieg. Das heißt, wir könnten uns 
selbst helfen, indem wir die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit ein-
stellen. Wenn China nichts mehr 
exportieren kann, bricht seine 
Wirtschaft ein. Es müsste sich ge-
gen Putin stellen, damit die Expor-
te wieder laufen. Putin wäre ent-
scheidend isoliert. Es ist ein einfa-
cher Weg. Warum gehen wir ihn 
nicht? Klar, wir sind zu feige, und 
wir wollen unsere Konzerne nicht 
im Stich lassen. ARK

Fußabtreter? 
Nur mal so über die Deutschen
Wir Deutsche sind wohl das einzi-
ge Volk, in dessen Sprache es kei-
ne gesonderte Form für die Frau
gibt. Wir sind der Deutsche und 
die Deutsche. Sämtlichen anderen 
Völkern heften wir sprachlich den 
Frauen und Mädchen ein In an. Die 
Irin, die Polin, die Indianerin …

Stören wir uns eigentlich daran?
Nein, wir stören uns – aus Anstand 
und Gewohnheit – auch an vielem 
anderem nicht. Wir haben hinge-
gen, wenn woanders ein Unglück 
geschieht, ein schlechtes Gewissen 
und helfen mit Geld. Wir haben 
Angst davor, eine andere Meinung 
als andere Länder zu haben. Wir 
schlagen uns schuldbewusst gegen 
die Brust, wenn man uns heute
noch vorwirft, dass eine frühere
Generation den Nationalsozialis-
mus hervorgebracht hat. Wir ent-
schuldigen uns, dass wir nach 
Jahrzehnten des Unrechts die Wie-
dervereinigung erkämpft haben. 
Wir diskutieren mit Demut, dass 
wir Putin nicht gehindert haben, 
die Ukraine zu überfallen. Wir 
schämen uns, weil wir kein Tem-
polimit haben und fordern ein sol-
ches ein. Wir schweigen, wenn 
sich hier fremdländische Clans 
kriminell maximal entfalten und 
sich auf offener Straße bekämpfen. 
Uns kann ein einfacher Botschafter 
beschimpfen und unseren – geliebt 
oder nicht – Kanzler als „beleidigte 
Leberwurst“ bezeichnen. Und un-
ser Bundespräsident wird vom 
Staatsbesuch ausgeladen, weil er ja 
gemeinsam mit Putin einen Krieg 
vorbereitet hat. Wir haben eine fer-
tige Gasleitung und nehmen sie 
nicht in Betrieb, weil wir lieber das 
Vierfache an Energiekosten bezah-
len oder bereit sind zu (er)frieren. 
Ja, wir sind stolz auf unsere De-
mokratie. Demokraten sagen stun-
den- und tagelang ihre Meinung, 
bis sie nicht mehr wissen, was 
ihnen überhaupt entflossen ist und 
sich die Realität eh geändert hat. 
Wir dürfen all das denken, was 
hier geschrieben steht, aber wir 
dürfen es nicht sagen. Das lässt die 
Meinungsfreiheit denn doch nicht 
zu. Sonst hätten andere Länder ja
keinen Fußabtreter mehr. ARK
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Geschichte(n) finden und digital erzählen
Zum Start des digitalen Mitmach-Projekts „Hi-STORIES“ – Ein Werkstattbericht 
der Sächsischen Landesbeauftragten zur Aufarbeitung der SED-Diktatur
Für viele Jugendliche gehö-
ren digitale Medien ganz 
selbstverständlich zum All-
tag dazu. Fast jeder ist täg-
lich online – um sich zu ver-
abreden, Musik zu hören, 
Videos zu schauen, Kom-
mentare zu posten oder Fo-
tos zu teilen.
Welchen Zugang finden Ju-
gendliche da zur Geschich-
te?
Immer mehr junge Menschen nut-
zen Suchmaschinen und soziale 
Medien aber auch, um sich zu in-
formieren oder um für die Schule 
zu lernen. Mit WLAN, Lernplatt-
formen, Lern-Apps, Tablets und 
interaktiven Tafeln ändern sich
auch dort Lehr- und Lernprozesse.
Externe Digitalangebote können 
für die Schule zusätzliche Impulse 
geben – aktuell startet die Sächsi-
sche Landesbeauftragte zur Aufar-
beitung der SED-Diktatur mit ih-
rem ersten Digitalprojekt „Hi-
STORIES. Geschichte vor Ort“.

Noch ein digitales Angebot?
Hi-STORIES ist Teil des Bundes-
förderprogramms „Jugend erin-
nert“ und läuft bis Ende 2023. Es 
lädt Jugendliche ab 14 Jahren dazu 
ein, Geschichte im eigenen Umfeld 
zu erkunden. Dabei greifen wir die 
Idee des klassischen Abrisskalen-
ders auf und übertragen sie ins Di-
gitale. Jugendliche entdecken so 
ihre Gegend auf ganz neue Weise –
als Schauplatz von Geschichte und 
Geschichten. 

Ausgangspunkt jeder Spurensu-
che kann ein Objekt, ein Ort oder 
eine Person sein, die einen Bezug 
zur SBZ, DDR oder der Transfor-
mationszeit hat. 

Ist dies gefunden, recherchieren 
die Jugendlichen selbstständig,
sprechen mit Menschen aus ihrem 
Ort und gehen ins Museum oder 
ins Archiv. Ihre Arbeitsergebnisse 
fassen sie in einem digitalen Bei-
trag zusammen. Ob Podcast, Foto-
serie oder Video – wie dieser aus-
sieht, hängt von ihren kreativen 
Ideen ab. Die Beiträge können die 
Jugendlichen dann auf der Hi-

STORIES-Projektwebsite hochla-
den. Den Weg von der ersten Idee 
zum fertigen, digitalen Kalender-
blatt müssen die Jugendlichen 
nicht allein gehen. Auf Wunsch 
begleiten wir sie mit einem mehr-
stufigen Workshop-Angebot. 

Den Auftakt bildet ein Kick-Off-

Workshop. Er stellt das Projekt vor 
und steigt zusammen mit den Ju-
gendlichen ins Thema ein – Was 
ist Erinnerung, was Geschichte? 
Wer macht sie? Wer schreibt sie?
Der Workshop versucht, gemein-
sam Antworten darauf zu finden. 
Dabei wollen wir die Jugendlichen 
dafür sensibilisieren, dass sich Ge-
schichte nicht nur zwischen Bü-
cherseiten verbirgt. Vielmehr be-
gegnet sie uns im Alltag an ganz 
verschiedenen Orten und auf ganz 
unterschiedliche Weise.

Das greift der weiterführende 
Workshop auf. Er vermittelt den 
Jugendlichen einen Einblick in die 
wichtigsten Stationen der Projekt-
arbeit und stellt das Handwerks-
zeug vor, welches es braucht, ver-
lässlich zu recherchieren und eine 
lebendige Geschichte zur erarbei-
ten. Wichtig dabei ist, dass jeder 
Beitrag auf ein konkretes histori-
sches Datum hinausläuft. Auf dem 
Weg dorthin, lernen die Jugendli-
chen unterschiedliche Quellen und 
Quellenarten kennen und erfahren, 
wie diese sich aufspüren und kri-
tisch untersuchen lassen. Auch 
Zeitzeugengespräche, richtiges Zi-
tieren und die Beachtung von Nut-
zungsrechten gehören dazu.

Beim dritten Workshop handelt 
es sich um einen Medienworkshop.

Hier arbeiten wir mit Medienpro-
fis, wie dem Landesfilmdienst oder 
der Chemnitzer Filmwerkstatt, zu-
sammen. Gegenstand dieses Work-
shops ist es, die eigene Idee in ei-
nem passenden Medienformat um-
zusetzen. Dieses können die Ju-
gendlichen auf unserer Projektseite 

mit anderen teilen, die es wiede-
rum vielleicht selbst anregt, über 
Erfahrungen zu sprechen oder ein 
eigenes Kalenderblatt in Angriff zu 
nehmen. Der Gedanke des überge-
nerationellen Austauschs findet 
auch an anderer Stelle Entfal-
tungsmöglichkeiten. So planen wir,
ausgewählte Beiträge in Präsenz-
veranstaltungen vorzustellen und 
darüber Menschen verschiedener 
Altersgruppen ins Gespräch zu 
bringen. 

Die Zusammenarbeit mit ver-
schiedenen Partnerinnen und Part-
nern spielt für uns eine große Rol-
le. Sie ist eine wesentliche Säule 
von Hi-STORIES – nicht nur im
Hinblick auf dessen Sichtbarkeit,
Nachhaltigkeit und stetiger Wei-
terentwicklung des Projekts, son-
dern um die Beiträge für möglichst 
viele zugänglich zu machen. Des-
wegen kooperieren wir mit Schu-
len, außerschulischen Initiativen, 
Ministerien, Lehr- bzw. Schüler-
verbänden, Museen, Archiven oder 
auch Verfolgtenverbänden. 

Dr. Nancy Aris: „Hi-STORIES 
soll vor allem Interesse wecken 
und Spaß machen. Bei einer histo-
rischen Spurensuche vor der eige-
nen Haustür wird man automatisch 
zum Detektiv. 

nächste Seite oben
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von voriger Seite unten

Ich würde mir wünschen, dass Ju-
gendliche nach dem Projekt mit 
anderen Augen durch den Alltag 
gehen und sehen, dass sie von Ge-
schichte umgeben sind“.   

Noch ein digitales Angebot. 
Aber…
Mindestens genauso wichtig wie 
die Ergebnissicherung in Form ei-
nes digitalen Beitrags, ist für uns
die „analoge Phase“, in der die Ju-
gendlichen ihren Beitrag erarbei-
ten. Denn nicht zuletzt sind es Ge-
spräche und haptische Quellen, die 
ihnen einen vergleichsweise unmit-

telbaren, authentischen Zugang zur
Geschichte ermöglichen.

Über dieses entdeckende Lernen 
sind die Jugendlichen gefordert, 
eigene Lösungsansätze zu finden,
selbstwirksam zu werden und mit 
anderen zusammenzuarbeiten. 

Hi-STORIES möchte das Interes-
se der Jugendlichen an der Ge-
schichte der deutsch-deutschen 
Teilung und Wiedervereinigung 
sowie ihrer Folgen wecken, vertie-
fen und sie zum Mitmachen und 
Gestalten animieren. Nur so lassen 
sich altersgemäße Räume und Orte 

der Teilhabe und Identifikation 
schaffen. Ein Gespräch mit Freun-
den, Eltern oder Großeltern kann 
dafür ein günstiger Ausgangspunkt 
sein.

Die Praxis an Schulen sowie in 
der historisch-politischen Bil-
dungsarbeit zeigt, dass junge Men-
schen immer dann für Geschichte 
zu begeistern sind, wenn sie ver-
stehen, was die Vergangenheit mit 
ihnen und ihrem Lebensumfeld zu 
tun hat. 

Oder anders gesagt: je konkreter 
die Vergangenheit für junge Men-
schen wird, desto höher ist ihre Be-
reitschaft, mehr darüber erfahren 

und lernen zu wollen.
Der Schlüssel zu al-

ledem aber liegt in der 
Neugier. Um die bei 
sächsischen Lehrkräf-
ten zu wecken, wer-
ben wir vielfältig:
über Flyer etwa, die 
Website unserer Be-
hörde, über das Lan-
desamt für Schule und 
Bildung, über Fortbil-
dungen und schließ-
lich über den indivi-
duellen Austausch mit
Lehrkräften.

Ein anderer Zugang 
sind außerschulische 
Treffpunkte: Jugend-
klubs, Vereine oder 
Stadtteilzentren. 

Hier haben wir erste
Kontakte geknüpft 
und waren überrascht, 
wie vielfältig die Kul-
turszene in Sachsen 
ist. 

Parallel zur Wer-
bung läuft das Projekt 
an, die Planung wird 
konkret: die ersten 
Workshops stehen be-

reits. Hi-STORIES startet. Viel-
leicht haben wir auch Sie neugierig 
gemacht, zusammen mit Ihrer Fa-
milie auf Spurensuche zu gehen 
oder wichtige Anstöße dafür zu 
geben? Hi-STORIES finden Sie 
unter: www.hi-stories.de

Dr. Alexander Müller
Projektmitarbeiter im 

Hi-STORIES-Team

Anm. d. Red.: Eventuelle Anfragen 
werden weitergeleitet.
Vorsitzender und Redakteur dan-
ken für den Beitrag.

Der Bundesvorsitzen-
de hat das Wort

Trotz weiterer Absage 
nicht aufgeben

Konzentrieren auf das Wesent-
liche ist weiterhin wichtig

Mit den Absagen auf die Be-
schwerden, Hinweise und Bitten, 
in denen wir gemeinsam mit dem 
IEDF gegen das Unrecht in der 
Rentenbewertung für sogenannte 
Altübersiedler und ehemalige 
Flüchtlinge, zu denen auch die po-
litischen Häftlinge zählen, können 
wir mehrere Ordner füllen. Und 
um es erträglich scherzhaft zu sa-
gen: Ein Ordner mit den nicht ge-
gebenen Antworten wäre sicherlich 
noch weitaus umfangreicher.

Nun haben wir von der CDU eine 
Antwort bekommen; alle Schrei-
ben an Frau Merkel und ihr Um-
feld waren bekanntlich keiner 
Antwort gewürdigt geworden. Man 
sollte daher fragen, ob mit der 
Übernahme des CDU-Vorsitzes 
durch Friedrich Merz eine neue po-
litische Ära begonnen hat. Viel-
leicht. Eine Partei wie die CDU zu 
führen ist nicht einfach. Eben weil 
sich der Vorstand nach 16 Merkel-
Jahren und einer fragwürdigen 
Vorstellung im letzten Bundes-
wahlkampf neu aufstellen muss. 
Die Rolle in der Opposition bietet 
Vorteile, wiewohl sie in einer 
Kriegs- und Pandemie- Situation 
nicht so streitbar wahrgenommen 
werden kann wie in Friedenszeiten.
Für uns als VOS und Vertreter der 
noch lebenden politischen Häftlin-
ge der SED-Diktatur bietet sich je-
doch die Chance, einiges an Zusa-
gen festzumachen. Es ist sichtlich 
entschieden, dass wir mit dem 
Kampf gegen das Rentenunrecht 
keinen Erfolg haben. Doch das 
Ringen um die Verbesserung der 
Besonderen Zuwendung ist nicht 
aussichtslos. Mit der Initiative 800 
haben wir uns bemerkbar gemacht. 
Vermutlich werden wir dieses Ziel 
nicht sobald durchsetzen können. 
Aber die die Anpassung der Ren-
tensteigerung oder die aktuelle In-
flationsrate sollte auf jeden Fall ge-
lingen. Und zwar nicht erst in zwei 
oder drei Jahren. Es ist also wich-
tig, Gespräche zu führen. Und da-
für werde ich mich als Bundesvor-
sitzender einsetzen. 

Euer Hugo Diederich
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DDR-Zwangsadoptionen – ein Thema, das in Vergessenheit geraten ist
Jörg Bilke über den spannend erzählten Debüt-Roman der Autorin Lisa Quentin
Das ist die Geschichte dreier Frau-
en aus Rostock, deren Leben durch 
eine Zwangsadoption zu DDR-
Zeiten untrennbar miteinander ver-
bunden war, auch wenn sie es zu 
Beginn der Handlung noch nicht 
wussten.

Von der 1985 geborenen Autorin 
wird zunächst die 1961 in einem 
mecklenburgischen Pfarrhaus ge-
borene Krankenschwester Eva Ga-
linsky in die Romanhandlung ein-
geführt. Sie wurde zum Medizin-
studium nicht zugelassen, weil ihr 
Vater dem SED-Staat kritisch ge-
genüberstand und zudem mit dem 
aus Willkischken im Memelland /
Ostpreußen stammenden Amtsbru-
der Oskar Brüsewitz (1929 bis 
1976) in Thüringen befreundet 
war, der sich dann öffentlich, am 
22. August 1976 auf dem Markt-
platz von Zeitz, verbrennen sollte.

Mit ihrem Freund Martin, einem 
Studenten der Elektrotechnik an 
der Universität Rostock, unter-
nahm Eva, inzwischen schwanger 
geworden, im Spätsommer 1984, 
genauer: am 18. September, einen 
Fluchtversuch von Boltenhagen 
an der Küste Mecklenburgs 
über die Ostsee zu den däni-
schen Inseln. Ihr Ziel war da-
bei, die Route der Fähre von 
Lübeck-Travemünde nach Trel-
leborg/Schweden zu kreuzen, 
um an Bord genommen zu 
werden. Stattdessen kam ein 
Motorboot der DDR-
Küstenwache, das offensicht-
lich auch in internationalen 
Gewässern operierte. Während 
Eva bewusstlos aus dem Was-
ser gezogen wurde, hatte ihr 
Freund vermutlich versucht 
wegzutauchen und war er-
schossen worden. 

Hier regen sich beim Leser 
erste Zweifel an den DDR-
Kenntnissen der Autorin, über 
die sie nicht verfügt, weil sie 
vier Jahre vor dem Mauerfall in 
Berlin am 9. November 1989 
geboren ist. Also hat sie sich mit 
einem Stab von Beratern umgeben, 
die ihr aber nicht mitgeteilt haben, 
dass sich die Mitarbeiter der 
Staatssicherheit in den Untersu-
chungshaftanstalten der DDR- Be-
zirkshauptstädte niemals mit Na-

men, sondern nur mit dem Dienst-
grad („Genosse Major“) anredeten 
oder mit Nummern („3/5“).

Merkwürdig ist auch das Verhal-
ten Evas, die sich nicht, obwohl sie 
Schüsse gehört hat, vorstellen 
kann, dass ihr Freund nicht mehr 
lebt, obwohl er beim Prozess fehlt 
und auch mit keinem Wort erwähnt 
wird. Dreieinhalb Jahre lang hegt 
sie die Illusion, sie sähe ihn wie-
der, könnte ihn heiraten und eine 
glückliche Ehe mit ihm führen. 

SS e i t e n 
== 

BB l i c k 
Bücher in der Fg

Erst als sie 1988 entlassen wird 
und der gemeinsame Freund Frie-
demann ihr erzählt, Martins Urne 
läge anonym auf dem Friedhof, 

erwacht sie aus ihren Träumen. 
Unvorstellbar ist auch, dass Frie-
demann, mit dessen Auto sie zur 
Flucht nach Boltenhagen gefahren 
waren, nicht als „Fluchthelfer“ be-
straft wurde. Aber auch an der 
Existenz von Martins Urne ist zu 

zweifeln: Die Rostocker Volksma-
rine wird sich kaum die Mühe ge-
macht haben, den Leichnam aus 
dem Wasser zu fischen. 

Er wird tot an der Küste der däni-
schen Insel Mön angetrieben wor-
den sein, wo es auf dem Inselfried-
hof ein Dutzend Gräber für die an-
geschwemmten Leichen ertrunke-
ner DDR-Flüchtlinge gab. 

Der 1951 im Zuchthaus Hohe-
neck/Erzgebirge geborene und in 
Wismar aufgewachsene Schrift-
steller Ulrich Schacht (kürzlich 
verstorben) hat diese Gräber 1985 
entdeckt und darüber geschrieben. 
Aber einige DDR-Flüchtlinge ha-
ben Dänemark auch erreicht und
ihre Erlebnisse in Buchform ver-
öffentlicht. Die Hallenser Biolo-
giestudentin Carmen Rohrbach 
war mit ihrem Freund im Sommer 
1974 kurz vor dem Ziel, nachdem 
sie 28 Stunden ununterbrochen 
geschwommen waren, sich dann 
auf eine Boje gezogen und einge-
schlafen waren. Dann kam ein 
Boot der Volksmarine und brachte 
sie zur Staatssicherheit. Beide 

wurden sie zu mehreren Jah-
ren politischer Haft verurteilt. 
Auch, was den Gerichtspro-
zess am 20. Dezember 1984 
vor dem Rostocker Bezirksge-
richt angeht, stimmen man-
chen Einzelheiten nicht. Un-
vorstellbar ist, dass sie keine 
Anklageschrift bekommen 
und dass ihr Pflichtverteidi-
ger, der im Gerichtssaal 
stumm neben ihr saß, nicht 
vor dem Prozess mit ihr ge-
sprochen hat. Denn die DDR-
Rechtsvertreter waren vier 
Jahrzehnte lang überaus eifrig
bemüht, den demokratischen 
Schein zu wahren, dass ein 
Angeklagter vor einem or-
dentlichen Gericht stünde mit 
Staatsanwalt, Rechtsanwalt 
und Richter.

Nach der Verurteilung wohnt 
sie mit sieben kriminell verur-

teilten Frauen in einer Sammelzelle 
und meidet jeden Kontakt zu 
ihnen. Wie will sie das drei Jahre 
durchgehalten haben? Das wider-
spricht jeder Lebenserfahrung!

nächste Seite oben
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von voriger Seite unten

Das Kind, das Eva während des 
Strafvollzugs in Rostock am 23. 
März 1985 geboren hat, wurde ihr 
in der Haft nach zwei Stunden 
weggenommen. Eine Mutter-Kind-
Beziehung konnte hier kaum ent-
wickelt werden. Dieses Kind Julia-
ne Hoff, um das es hier geht, wird 
in den ersten drei Kapiteln dem 
Leser vorgestellt. 

Die „Jule“ genannte Frau ist jetzt 
32 Jahre alt, arbeitet in Hamburg, 
wie die Autorin in Lübeck, als 
Werbetexterin in einer Agentur 
und schläft gelegentlich mit ihrem 
Chef. Ihre Pflegemutter Anke 
Hoff, 1952 geboren, liegt 2017, 
dem Jahr der Romanhandlung, im 
Sterben, später wird ihre Urne auf 
dem Ohlsdorfer Friedhof beige-
setzt. Auf Drängen des Vermieters 
löst Jule rasch Ankes Wohnung auf 
und findet in einem Versteck die 
Rostocker Adoptionsurkunde vom 
30. März 1985. 

Zunächst ist sie verwirrt und ver-
stört, liegt tagelang betrunken in 
ihrer Hamburger Wohnung, bis sie 
sich, auf Anraten ihrer Flensburger 
Freundin Isa, auf die Suche nach 
ihrer verschollenen Mutter Eva
macht. Die findet sie schließlich 
als Besitzerin einer kleinen Gärtne-
rei in der Nähe Rostocks, aber die 
Annäherung ist schwierig, ein 
Mutter-Tochter-Verhältnis entsteht 
nicht, es bleibt nur eine vage Hoff-
nung!

Es gibt ähnliche Fälle von 
Zwangsadoptionen, die wesentlich 
schlimmer verlaufen sind. Wenn 
Kinder mit zwei, drei Jahren ihren 

Müttern entrissen wurden, kannten 
sie zwei Jahrzehnte danach ihre 
richtigen Mütter nicht mehr und 
fragten ratlos, was denn diese 
fremde Frau von ihnen wolle. 

Bei der 1967 in Gera/Thüringen 
geborenen Katrin Behr war das an-
ders. Sie wurde am 7. Februar 
1972, als sie vier Jahre alt war, ih-
rer Mutter weggenommen, die für 
fünf Jahre ins Gefängnis kam. 
Weihnachten 1973 kam Katrin in 
eine staatstreue Familie, die Pfle-
gemutter war Russischlehrerin und 
Parteisekretärin an ihrer Schule. 
Erst 1991 fand sie ihre leibliche 
Mutter in der Nähe von Greiz /
Thüringen wieder. In ihrem Buch 
„Entrissen“ (2011) hat sie darüber 
berichtet.

Einige Textpassagen in Quentins
(Foto. © Ulrike Schacht) Roman 
sind vorzüglich geschrieben, etwa 
das Kapitel „Blaugrau“ über die 
versuchte Flucht oder das Kapitel 
„Die geraubten Kinder“ über den 
Besuch nach dem Mauerfall im Ju-
gendamt Rostock oder die beiden 
Kapitel „Überraschung“ und „Häu-
ser statt Menschen“ über das Auf-
finden ihres Pflegevaters Georg in 
der Nähe der Landeshauptstadt 
Schwerin. Er hatte sich 1990 von 
Anke scheiden lassen und war ver-
schwunden, nun lebt er im Wohl-
stand und bezeichnet die 
Zwangsadoption von 1985 als legal. 

Der Roman ist durchaus span-
nend erzählt, die drei Textstränge 
sind überzeugend miteinander ver-
knüpft, vor allem aber wird ein 
Thema aufgegriffen, das in Ver-
gessenheit geraten ist.

Jörg Bernhard Bilke

Lisa Quentin „Ein völlig anderes 
Leben“, Roman, Goldmann- Ver-
lag, München 2022, 320 Seiten, 
20.00 Euro

Anmerkungen:
Der Roman kann im Buchhandel 
oder über das Internet, wo er mehr 
als zwanzig hohe Bewertungen be-
kommen hat, bezogen werden.
Die Autorin 
hat zudem eine eigene Website, wo 
sie sich persönlich unter dem Link 
https://lisaquentin.de vorstellt und 
auch über Veranstaltungstermine
Auskunft gibt. Aktuell hat sie wäh-
ren der Literaturtage im Mai in 
Coburg gelesen. 

Was wir (auch) nicht 
vergessen sollten

Das  K n a s t l e x i k o n
In dieser Reihe möchten wir 
Ihnen einige teils außergewöhnli-
che Ausdrücke / Begriffe erklä-
ren, die nur in der (DDR-)Haft 
geläufig waren und die man nicht 
vergessen sollte. 

Heute:
Jemandem eine 
M ü t z e

machen.
Der vorgenannte Begriff ist eher 
als eine Redewendung zu verste-
hen, wobei das Substantiv M., das 
hier im Mittelpunkt steht, in keiner 
Weise mit einem Kleidungsstück 
bzw. einer Kopfbedeckung zu tun 
hat. Die Redewendung hat viel-
mehr eine Ankündigung in Sachen 
Gewaltanwendung zu tun. Berline-
risch eingefärbt nähme sie sich da-
her folgendermaßen aus: „Ick 
mach dir gleich ’ne Mütze!“ Ganz 
richtig erkennt man, dass der derart 
Bedrohte dem Gegenüber etwas 
angetan haben muss oder der Ag-
gressor sich selbst bedroht, belei-
digt oder in seiner Häftlingsehre 
geschmäht fühlte.

Zum Ablauf des M.-Machens 
muss man sich eine Mittagsmahl-
zeit, bei der es ein flüssiges (sup-
penähnliches) Gericht gab, vorstel-
len. Dieses Gericht wurde in eine 
halb gerundete Plastikschale ge-
füllt, die in etwa den Durchmesser 
eines menschlichen Kopfes hatte. 
In Vollendung der angedrohten 
Tätlichkeit stülpte der Täter seinem 
Opfer die gefüllte Suppenschüssel 
in einer derart schnell vollzogenen 
Attacke über den Kopf, auf dass 
dieser kaum die Möglichkeit einer 
ausweichenden Reaktion hatte. 

Da die Häftlinge keine Kleidung 
zum Wechseln besaßen und keine 
Waschgelegenheit in der Nähe 
war, war man als Geschädigter 
schon mal in keiner erfreulichen 
Situation. Ganz abgesehen vom 
Spott, der einem zusätzlich blühte. 

Igor Gerd Lesnikow
Anm. d. Autors: 
Sehr gern nehmen wir Ihren/deinen 
Beitrag – mit oder ohne Nennung 
des Namens – in diese wichtige 
Rubrik auf.



14

Einstige Volksparteien stellen SED-Opfer in die Ecke der Gesellschaft
Der Bundesvorstand der VOS wendet sich erneut mit Schreiben an die Spitzen von SPD und CDU
Mit Schreiben an die Vorsit-
zenden der Parteien SPD und 
CDU, Lars Klingbeil und
Friedrich Merz, macht der 
Vorstand der VOS erneut auf 
das von der Bundesregierung 
beschlossene Renten-Unrecht 
aufmerksam. Während die Pe-
tition vor genau vier Jahren 
eingereicht wurde, liegt der 
Beginn der Aktionen, an denen 
die VOS beteiligt war, inzwi-
schen mehr als ein volles Jahr-
zehnt zurück. Beide Schreiben 
wurden bereits am 21. März 
2022 an die jeweiligen Adressa-
ten gesandt. Bei Redaktions-
schluss lag die Rückmeldung 
der CDU vor, so dass es hier 
eine klare Antwort gibt. Eine 
Stellungnahme der SPD wurde 
in der vorigen Fg abgedruckt. 

Brief an den CDU-Vorsitzenden:
Sehr geehrter Herr Merz,
der älteste SED-Opferverband, die 
Vereinigung der Opfer des Stali-
nismus, leidet unter dem Verlust 
einer konservativen Partei, die die 
Interessen der ehemaligen Kämp-
fer für Freiheit, Demokratie und 
der deutschen Wiedervereinigung 
wertschätzt und für sie vehement 
eintritt. Einst hieß diese Partei 
Christlich Demokratische Union,
die unter dem Parteivorsitz von 
Bundeskanzler Helmut Kohl die 
Wiedervereinigung beider deut-
scher Staaten verwirklichte, für die 
die Mitglieder und Anhänger der 
VOS in den Stasi-Haftanstalten lit-
ten und sich nach Freikauf aus po-
litischer Haft sowie dem Fall der 
Berliner Mauer in großer Mehrheit 
als dankbare und treue Wähler die-
ser Partei bzw. Politik erwiesen 
haben.

Seit dem Jahre 2005, dem Amts-
antritt von Angela Merkel als Bun-
deskanzlerin und Parteivorsitzen-
de, begann das scheinbar in Stein 
gemeißelte Bündnis zwischen den 
SED-Opferverbänden und der Re-
gierungspartei CDU zu bröckeln. 
Wir wurden zunehmend als Mit-
Wegbereiter der Deutschen Einheit 
nicht mehr wahrgenommen, unsere 
politischen und materiellen Forde-
rungen kühl ignoriert. Eine unserer 

Hauptforderung betrifft die Revisi-
on des Fremdrentenunrecht gegen-
über den DDR-Altübersiedlern, die 
nachträglich und rückwirkend in 
die Gesetzgebung zum Beitritt der 
DDR einbezogen worden sind, was 
vom Gesetzgeber jedoch zu keiner 
Zeit legitimiert worden ist. Dank 
dieser unrechtmäßigen „politischen 
Entscheidung“, die maßgeblich 
auch vom rentenpolitischen Spre-
cher der CDU/ CSU Peter Weiß 
durch drei Legislaturperioden 
durchgeboxt worden ist, erlitten 
die Betroffenen ohne rechtzeitige 
Vorankündigung bzw. Kompensa-
tion erhebliche Einkommensver-
luste im Ruhestand. 

Im April d.J. erleben die SED-
Opferverbände nunmehr den vier-
ten Jahrestag der Einreichung und 
bisherigen Nichtbeantwortung un-
serer Petition 3-19-11-8222-
006233 gegen dieses soziale Un-
recht. Für einen Rechtsstaat ein 
enttäuschendes, ja unrühmliches 
Vorgehen, der offensichtlich einer 
biologischen anstatt einer rechts-
staatlichen Problemlösung den 
Vorzug geben möchte. 

Mit den ehemaligen SED- Sys-
temträgern wurde in diesem Zeit-
raum hingegen recht großzügig 
verfahren. Deren Klagen beim 
Bundesverfassungsgericht wurde 
stattgegeben, während die ein-
schlägige Verfassungsbeschwerde
der „Interessengemeinschaft ehe-
maliger DDR-Flüchtlinge e.V.“ 
(IEDF) vom Bundesverfassungsge-
richt nach vierjähriger Wartezeit 
mit dem peinlichen Siegel „nicht 
angenommen“ versehen wurde.

Die Systemträger der zweiten 
deutschen Diktatur sind also ein 
zweites Mal materiell besserge-
stellt – wie zu Zeiten ihrer Macht-
ausübung so auch nach der friedli-
chen Revolution im wiederverein-
ten Deutschland, wo sie eigentlich 

für ihre Verbrechen hätten zur 
Verantwortung gezogen werden 
müssen. Ein unerträglicher Zustand 
und Dauerkonflikt für die SED-
Opfer!

Die Antwort der CDU/ CSU auf 
unsere Wahlprüfsteine zur Bundes-
tagswahl 2021 bestätigte uns end-
gültig die Interessenlosigkeit und 
Gleichgültigkeit der CDU/ CSU an 
den Belangen der Kämpfer gegen 
die SED-Diktatur. Wir haben dem
ehemaligen Fraktionsvorsitzenden 
der CDU/ CSU Ralph Brinkhaus in 
einem Schreiben vom 07. Oktober 
2021 unser Befremden über diesen 
für uns unerklärlichen Sinneswan-
del in der Führung der Partei der 
Deutschen Einheit zum Ausdruck 
gebracht. Inzwischen sucht die 
CDU/ CSU in der Opposition ei-
nen politischen Neuanfang. Wir 
schlagen vor, diesen gemeinsam zu 
gestalten, denn die Mitglieder der 
SED-Opferverbände waren und 
sind die natürlichen Verbündeten 
für ein wiedervereintes demokrati-
sches Deutschland. In diesem Sin-
ne, auf ein Gesprächsangebot hof-
fend, verbleiben

Mit freundlichen Grüßen
H. Diederich, F.H. Holtschke

Brief an den SPD-Vorsitzenden:
Sehr geehrter Herr Klingbeil, 
auf unseren Brief vom 07.12. 2021 
an Sie in Ihrer damaligen Funktion 
als SPD-Generalsekretär hat uns 
Ihr Mitarbeiter Dr. Dedring mit 
Schreiben vom 24.01. 2022 geant-
wortet. 

Heute richten wir uns an Sie in 
Ihrer Funktion als Co-Vorsitzender 
der Kanzlerpartei.

Wir widersprechen dabei der Ar-
gumentation von Dr. Dedring im 
Namen unserer Mitglieder und der 
übrigen Betroffenen in wesentli-
chen Punkten. Eine Entschuldi-
gung allerdings für die Nichtbe-
antwortung unserer VOS- Wahl-
prüfsteine zur Bundestagswahl 
2021 können und wollen wir an-
nehmen. Im Mittelpunkt jedoch 
stehen die von Dr. Dedring – wie 
in den vergangenen drei Legisla-
turperioden zuvor auch von allen 
bisherigen Regierungsparteien –

Nächste Seite oben
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„Als ob es in Westdeutschland 
keine Menschen in Not mit 
einer DDR-Biografie gäbe.“

von voriger Seite unten

nahezu gleichlautend verwendeten 
stereotypen Rechtfertigungsflos-
keln für eine falsche, ja verhäng-
nisvolle „politische Entscheidung“ 
zu Lasten der DDR-Altübersiedler 
in der Frage der Anwendung des 
Fremdrentengesetzes. Diese beruft 
sich auf die Gesetzgebung zum 
Beitritt der DDR, die jedoch einzig 
und allein die Bestimmung hatte, 
das (west-)deutsche Sozialrecht auf 
das Beitrittsgebiet – der unterge-
gangenen DDR - zu überführen. 
Eine nachträgliche und rückwir-
kende Einbeziehung der DDR-
Altübersiedler in die Gesetzgebung 
zum Beitritt der DDR ist vom Ge-
setzgeber jedoch zu keiner Zeit le-
gitimiert worden.

In Ihrem o. g. Schreiben ist von 
einer mehrfachen gründlichen Prü-
fung dieses strittigen Sachverhalts 
die Rede. Damit sind offenbar die 
vom BMAS verfassten Stellung-
nahmen vom 30.01. 2019 (Dr. 
Brall) bzw. vom 6.05. 2020 (Reg.-
Dir. Heidemann) zu der von den 
Opferbänden UOKG, IEDF und 
VOS im April 2018 eingereichten 
Beschwerde-Petition 3-19-11-
8222-006233 gemeint.

Das deut-
sche Petiti-
onsrecht sieht 
jedoch nicht 
vor, dass der 
Verursacher 
eines beklagten Missstandes als al-
leiniger Gutachter agiert. Von der 
Beauftragung geeigneter neutraler 
Gutachter ist den Petenten bisher 
jedoch nichts bekannt geworden.

Die Altübersiedler, die vor dem 
9. November 1989 bereits renten-
politisch integrierte Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland wa-
ren, sind und waren niemals die 
Adressaten des Rentenüberlei-
tungsgesetzes – dies haben inzwi-
schen Sachverständige wie Rechts-
anwalt Raumer in seiner überzeu-
genden Antwort vom 07.10. 2019 
an den Petitionsausschuss analy-
tisch dargelegt bzw. wird auch RA 
Norbert Geis, ehemaliger rentenpo-
litischer Sprecher der CDU/ CSU 
im Deutschen Bundestag, in sei-
nem in Kürze in der Fachzeitschrift 
Neue Justiz erscheinenden Sach-
beitrag, zweifelsfrei und stichhaltig 
offenlegen. Im April d. J. erleben 

die SED-Opferverbände nunmehr 
den vierten Jahrestag der Einrei-
chung und bisherigen Nichtbeant-
wortung unserer o. g. Petition. Für 
einen Rechtsstaat ein enttäuschen-
des, ja unrühmliches Vorgehen, der 
offensichtlich einer biologischen 
anstatt einer rechtsstaatlichen 
Problemlösung den Vorzug geben 
möchte. Die von der Politik ge-
betsmühlenartig wiederkehrende 
Rechtfertigung dieser äußerst um-
strittenen Maßnahme ist sachlich 
längst widerlegt. Angeblich wäre 
sie notwendig gewesen, um eine 
Benachteiligung der Anspruchsbe-
rechtigten im Beitrittsgebiet zu 
vermeiden und gleichzeitig die an-
gebliche Privilegierung der DDR-
Altübersiedler abzuschaffen. 

Das Gegenteil ist der Fall. In der 
UOKG-Zeitschrift „der stachel-
draht“, Ausgabe 02-2021, wird zu 
diesem Thema unter dem Titel 
„DDR-Altübersiedler und die Ren-
tenüberleitung – ein Dauerärger-
nis“ sehr klar und überzeugend 
Stellung genommen. 

Mit den ehemaligen SED- Sys-
temträgern wurde hingegen recht 
großzügig verfahren. Deren Klagen 
beim Bundesverfassungsgericht 
wurde stattgegeben, während die 

einschlägige 
Verfassungsbe-
schwerde der 
Interessenge-
meinschaft 

ehemaliger DDR- Flüchtlinge e.V. 
vom Bundesverfassungsgericht 
nach 4(!)-jähriger Wartezeit mit 
dem peinlichen Siegel „nicht ange-
nommen“ versehen wurde.

So ändern sich die Zeiten - auch
in einem Rechtsstaat! Die System-
träger der zweiten deutschen Dikta-
tur sind ein zweites Mal materiell 
bessergestellt – wie zu Zeiten ihrer 
Machtausübung so auch nach der 
friedlichen Revolution im wieder-
vereinten Deutschland, wo sie ei-
gentlich für ihre Verbrechen hätten 
zur Verantwortung gezogen werden 
müssen. Ein unerträglicher Zustand 
und Dauerkonflikt für die SED-
Opfer! Am Ende seines Briefes 
bringt Dr. Dedring noch den soge-
nannten Härtefallfonds ins Spiel, al-
lerdings fälschlicherweise nur für 
die Menschen in Ostdeutschland 
(als ob es in Westdeutschland keine 
Menschen in Not mit einer DDR-

Biografie gäbe). Die Opferverbän-
de begrüßen grundsätzlich die Be-
reitstellung eines Härtefallfonds in 
allen Bundesländern. Diese Maß-
nahme würde jedoch weder mate-
riell noch politisch das bestehende 
Fremdrentenunrecht gegenüber den 
Anspruchsberechtigten berühren! 
Die SED-Opferverbände bleiben in 
diesen grundsätzlichen Fragen 
standhaft, konsequent und im 
Schulterschluss mit der neuen 
SED- Opferbeauftragten kämpfe-
risch. Als Wegbereiter der deut-
schen Wiedervereinigung haben 
wir Respekt und auch materielle 
Anerkennung verdient. Wir erwar-
ten daher keine beschwichtigenden 
Worte des Bedauerns mehr, son-
dern proaktives Handeln der dafür 
politisch Verantwortlichen mit 
dem Ziel einer Rücknahme dieser 
demütigenden und diskriminieren-
den „politischen Maßnahme“. Wir 
sind jederzeit zu sachdienlichen 
Gesprächen bereit!
Mit freundlichen Grüßen

H. Diederich, F. H. Holtschke

Das Antwortschreiben der CDU 
ist auf Seite 22 nachzulesen

Wahr oder nicht wahr?
Über „unsere“ Gutachter
Darf man/ frau als zu begutachten-
der ehemaliger politischer Häftling 
die Frage stellen: „Habe ich den 
richtigen Gutachter, wenn ich mein 
haftbedingtes Gesundheitsleiden
geltend machen will?“ Darf man /
frau grundsätzlich fragen: „Was ist 
ein Gutachter wert? Müsste er 
nicht vielleicht selbst begutachtet 
werden, bevor man ihm erlaubt, 
jemanden zu begutachten?“

Wir (Opfer!) hatten kürzlich ein 
Gespräch über Gutachter. Ein Ka-
merad, dessen Namen wir besser 
verschweigen, gab an, einem inter-
nen Gespräch zwischen Gutachtern 
beigewohnt zu haben. Dabei habe 
einer dieser Gutachter gesagt: 
„Wenn ich gleich bei meinem ers-
ten Gutachten einer psychischen 
Erkrankung zustimme, habe ich bei 
meinen Kollegen das Ansehen ver-
loren. Also stelle ich zunächst 
zwei, drei negative Bescheide aus.“ 

Wir fragten uns ernsthaft, hat 
sich der Kamerad da etwas ausge-
dacht oder kann man ihm glauben? 

Tom Haltern
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Das Baltikum erinnert sich an „seine“ einstige Raketenabschussbasis 
Die Stationierung von Mittelstreckenatomraketen in Plateliai im heutigen Nationalpark Žemaitija
Die Zeit ist dahingegangen, doch 
die Zeugnisse ihrer Böswilligkeit 
und Heuchelei sind geblieben. Im 
litauischen Plateliai, gelegen inmit-
ten eines wahrhaft idyllischen Na-
tionalparks, findet sich als Mahn-
und Gedenkort eine stillgelegte 
Abschussbasis für atomare Waffen. 
Der „alte“ Sowjet hat hier vor 45
Jahren mit der Stationierung seiner 
Mittelstrecken-Atomraketen des 
Typs R 12 (Reichweite 2.000 km) 
begonnen. In den USA trugen sie 
die Bezeichnung SS 4. Litauen ge-
hörte damals als Unionsrepublik 
zum riesigen Sowjetreich und wur-
de uneingeschränkt von den Mos-
kauer Kreml-Genossen beherrscht. 
Die Atomraketen waren ausnahms-
los auf Westeuropa ausgerichtet, 
sie hatten von hier den kürzesten 
Weg zu den strategischen Zielen. 
Andererseits wäre das Zentrum der 
Macht, Moskau also, bei einem 
Angriff des Feindes auf die eigene 
Abschussbasis nicht unmittelbar in 
Mitleidenschaft gezogen worden. 

Der Bau der Außenanlagen der 
Abschussbasis dauerte von Sep-
tember 1960 bis Ende 1962 – ein 
für russisch-sowjetisch- kommu-
nistische Verhältnisse ungeheures 
Bau-Tempo. Man bedenke, dass 
vier Schächte angelegt wurden, je-
der mit einer Tiefe von 27 m, und 
sämtliche Erdbewegungen per 
Hand – also mit Hacke, Schaufel 
und Bottichen zum Aufziehen der 
Erde – ausgeführt wurden. An-
schließend mussten die Schacht-
wände mit Stahl- oder sogar 
Spannbeton gesichert werden, was 
abermals einen riesigen Aufwand 
verursachte. Als Arbeitskräfte 
wurden rund 10.000 Soldaten, die 
vorwiegend aus der damaligen 
Estnischen Republik stammten, 
eingesetzt. Danach kam die Stunde 
der Offiziere. Die Raketen und was 
dazu gehörte, mussten installiert 
werden. Dies ließ sich mit Handar-
beiten und einfachen Armeekräften 
nicht mehr bewerkstelligen. Tech-
niker waren gefragt, Spezialisten. 
Und natürlich die Tieflader, auf 
denen die 18,40 m langen und 1,65 
m starken Raketenträger antrans-
portiert wurden. Die Sprengköpfe, 
von denen es insgesamt acht gab, 
maßen nochmals vier Meter. 

Um das Areal schlossen sich zu 
Zeiten der Stationierung dieser 
Atomraketen insgesamt sechs Zäu-
ne in sorgsam berechneten Abstän-
den. Diese Zäune – kann man sie 
angesichts der hohen militärischen 
Sicherheitsstandards wirklich nur 
Zäune nennen? – waren sehr streng 
gesichert. Mindestens einer von 
ihnen stand ständig unter Strom: 
am Tag mit 220, in der Nacht sogar 
mit 1.700 Volt. 

Auf diesem Pulverfass namens 
Mittelstreckenraketen haben wir in 
Europa also alle gesessen. Ob Os-
ten oder Westen, ob Vilnius, Ber-
lin, Paris, London oder – auf die 
aktuelle Situation bezogen – Kiew 
und Helsinki. Die Raketen konnten 
auf jedes Ziel ausgerichtet werden. 
Von der Wirkung einer atomaren 
Verseuchung muss man gar nicht 
erst reden. Beispielsweise zeigten 
die Sprengköpfe 1968 bedingungs-
los auf das Nato-Mitgliedsland 
Bundesrepublik Deutschland, als
die damalige Tschechoslowakei 
schon deutlich aus dem sozialisti-
schen „Bruderbund“ ausgeschert 
war, um einen Sozialismus mit 
Freiheiten und Reformen ohne 
Moskauer Herrschaftsdoktrin ein-
zuführen. Die Raketenbasis in Pla-
teliai befand sich zu dem Zeitpunkt 
im Zustand der Alarmstufe vier. 
Sie war komplett mit grünbraunen 
Tarnnetzen abgedeckt. Ein einziger 
Druck auf den gefürchteten Roten 
Knopf und innerhalb einer halben 
Stunde wäre die erste Rakete aus 
dem Schacht getaucht und hätte 
sich mit Höchstgeschwindigkeit 
auf das deutsche Feindesland zu-
bewegt. 

Muss man demnach fragen, was 
ein Herr Putin heutigen tags tun 
würde? Die Atomraketen blieben 
in Plateliai stationiert, bis in den 
1970er Jahren die Abrüstungsbe-
schlüsse zwischen den Großmäch-
ten USA und Sowjetunion gefasst 

wurden. Der Abbau begann 1975 
und dauerte bis 1978, wiewohl das 
Misstrauen gegenüber den Sowjets 
niemals verschwand und es sicher 
angebracht ist, dieses unbedingt 
beizubehalten. 

Wie erwähnt ist dieser Ort des 
Grauens inzwischen ein Museum, 
man kann sich für die Besichtigung 
anmelden und ist gut beraten, bei 
einer Führung jemanden zum 
Übersetzen dabei zu haben. 

Betreten wird die unterirdische 
Anlage über den Eingang am 
Hauptschacht, hier ist es noch eini-
germaßen geräumig. Doch bald
nimmt die Enge zu, die Gänge 
werden kürzer, man sieht, dass sie 
einstmals durch schwere Eisentü-
ren unterteilt gewesen sind. Die 
Anordnung erinnert an ein U-Boot. 
Offenbar war das unterirdische La-
byrinth in Kammern aufgegliedert 
worden, um bei einem militäri-
schen Gegenschlag oder – was bei 
den Sowjets öfter vorkam – durch 
technisches Eigenversagen die 
Strahlenbelastung schubweise auf-
halten zu können. Kein Ort zum 
Wohlfühlen, man ist erleichtert, als 
man danach in einen größeren 
Raum kommt: die einstige Kom-
mandozentrale. 

Leider sind die Steuerpulte, die 
zu Zeiten des Kalten Krieges Tag 
und Nacht von mindestens zwei 
Armeeangehörigen besetzt zu sein 
hatten, entfernt worden. Man kann 
somit keine Auslöseplattform, viel-
leicht den viel zitierten Roten 
Knopf, mehr vorfinden. Immerhin: 
Es gab zwei Hauptsteuerpulte und 
vier einzelne Pulte. Von den Letz-
teren konnten die einzelnen Atom-
raketen bedient werden. 

Die eigentliche Befehlszentrale 
befand sich allerdings in Moskau. 
Es gab eine ständig offene Direkt-
leitung – eben um die jeweils er-
forderliche Alarmstufe, vor allem 
auch um den aktuellen Hauptfeind 
zu kennen, auf den die Raketen ge-
richtet werden sollten. 

In einem der nächsten Räume be-
findet sich der riesige Generator, 
der für den Fall, dass die Strom-
versorgung von draußen unterbro-
chen werden würde, eingebaut 
worden ist. 

Nächste Seite oben
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Ein Koloss mit sechs Zylindern, 
der 830 KW pro Stunde produzie-
ren konnte. Leider weiß niemand 
mehr, welche Menge an Diesel das 
Monster für diese Leistung ver-
braucht hat. Man erfährt hingegen, 
dass wenigstens dieses Teil den 
Souvenirjägern und Schrottsamm-
lern nicht zum Opfer gefallen ist. 
Sowas Großes lässt sich halt doch 
nicht klauen, zumal man die riesige 
Maschine vor Abschluss der Be-
tonarbeiten schon an diesen Platz 
geschafft hat.

Irgendwie befällt einen – gerade 

wenn man ehemaliger Häftling ist 
– in diesen stickig engen Gängen 
und Kammern die Platzangst. Man
geht also besser weiter, man muss 
durch eine Luke, und dies ge-
schieht über eine Rutsche, die zu 
rund 30 Grad geneigt und gut einen 
Meter lang ist. Versierte Mathema-
tiker könnten mit diesen Daten si-
cherlich die Rutsch-Zeit und vor 
allem den zu überwindenden Hö-
henunterschied bestimmen. Es ist 
nur nebensächlich, denn gleich da-
rauf steht man direkt vor dem 
Trichter des Raketenschachts. Da 
lässt sich denn doch ein Gefühl des 
überwältigt-Seins nicht leugnen. 
Ein stählerner Abgrund von 27 
Metern tut sich vor den Besuche-
rinnen und Besuchern auf. Man 
könnte denken: Goethe am Rand 
des Vesuv-Kraters. Oder so: Der 
Blick in das Auge des Taifuns. Gi-
gantisch und beklemmend. Die 
Angst, sie ist da; egal, dass der 
stählerne Schaft leer ist und die 
Atombombengefahr – zumindest 

an diesem Herd – nicht mehr exis-
tiert. Der Schaft, in dem die Rakete 
einst stand, ist oben angeschrägt, 
sodass er wie ein Trichter aussieht. 
27 m Tiefe, 5 m Durchmesser. Di-
rekt auf den Rand des Trichters 
sind nach der Skala von Kreis und 
Kompass die 360 Grad mit Stri-
chen und die Himmelsrichtungen 
eingezeichnet. Die Skala diente zu 
Fixierung der feindlichen Ziel-
punkte. Spanien beispielsweise 
hatte die 200. Die Öffnung des 
Trichters ist heuer mit einem stabi-
len Kunststoffnetz überspannt. 

Falls sich doch mal jemand zu 
weit vorbeugen und sich dann 
nicht mehr sollte halten können. 
Denn wer hier über die Brüstung 
geht, dem ist nicht mehr zu helfen. 
Nicht nach unseren irdischen 
Möglichkeiten. Auf der halben 
Höhe des Trichters befindet sich 
im stählernen Mantel eine Tür. 
Von dieser Stelle hatte man da-
mals Zugang zum Raketenträger. 
Er konnte gewartet, inspiziert und 
notfalls repariert werden, was we-
gen des Gasgemischs, das den 
Mantel der Rakete umgab, nur mit 
eng anliegenden Gasmasken mög-
lich war. Auch das war keine un-
gefährliche Angelegenheit, denn 
einstmals stürzte ein Soldat wegen 
Unachtsamkeit in die Tiefe. Er 
überlebte den Unfall nicht, und 
fortan galten höhere Sicherheits-
bestimmungen.

Das Gewicht des Marschflugkör-
per betrug 42 t, von denen allein 
der Diesel als Treibstoff 37 t aus-
machte. Trotz des Gewichts hatte 

die Rakete noch eine relativ gute 
Treffsicherheit. Die Abweichungen 
vom exakten Zielpunkt werden mit 
zwei bis vier Kilometer angegeben. 

Wie lange brauchte so eine Rake-
te nun, um die Basis zu verlassen? 
Ganz genau weiß das jetzt niemand 
mehr. Fest steht: Binnen einer hal-
be Stunde wäre sie aus dem Schaft 
gewesen und hätte sich auf die un-
heilbringende Reise begeben haben 
können. Für diese Angabe, liegen –
zum Glück – keine Erfahrungswer-
te aus der Praxis vor. 

Es gibt nun noch das Treibstoff-
lager zu sehen. Das Fass, das hier-
her gehörte, ist nicht mehr vorhan-
den. Es fiel vermutlich heimlichen 
Schrottsammlern zum Opfer. Nur 
die Halterung existiert noch, und 
aus der kann man die Menge er-
messen, die als Vorrat gedient hat. 
Es war übrigens kein Diesel, son-
dern es handelte sich um Schwefli-
ge Säure. Diese sei zum Ausstoß 
der Rakete aus dem Schacht erfor-
derlich gewesen. 50 l pro Sekunde, 
so der Verbrauch. Was soll man da 
denken? Schweflige Säure zum 
Antrieb von Raketen? Ist es nicht 
egal, und wäre es bei einem atoma-
ren Angriff nicht ohnehin bedeu-
tungslos gewesen, ob die Raketen 
ihren Anschub mit Schwefliger 
Säure oder mit Diesel erfahren hat-
te? Es wäre innerhalb kurzer Zeit 
alles verwüstet worden. 

Und heute, sind die Zeiten wirk-
lich vorbei, in denen man eine 
atomare Bedrohung für unrealis-
tisch hielt? Woran denken wir, 
nachdem wir diese Tatsachen- Be-
schreibung gelesen haben? Denken 
wir an die Friedensbewegung der
1970 er und 1980er Jahre, die eine 
atomwaffenfreie Zone nur in Mit-
teleuropa wollte? Denken wir an 
die Putin-Versteher, die mit dem 
Kreml verhandeln und die Ukraine 
lieber nicht unterstützen wollen?

Alexander Richter-Kariger

Der Beitrag ist dem Buch des Au-
tors, das 2021 erschienen ist, ent-
nommen: 
Alexander Richter-Kariger / 
Rietavas / Litauische Reiseimpres-
sionen
Emsdetten / firstminute / 2021
www.first-minute-buecher.de
ISBN  978-3-932805-86-8
240 Seiten, 22 Euro
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Die Schicksale waren real, das Thema war und ist leider unerwünscht
Zeitzeuge einer Epoche, die für Außenstehende inzwischen vielleicht wieder verständlicher wird
Nach Ende des Zweiten Weltkrie-
ges und der Kapitulation wurde 
Deutschland in vier Besatzungszo-
nen aufgeteilt und von den US-
amerikanischen, den britischen, 
den französischen und den sowjeti-
schen Behörden verwaltet.

In der sowjetischen Besatzungs-
zone (SBZ) wurden bald darauf 
und bis in das Jahr 1946 hinein 
willkürlich und wahllos etliche
Personen verhaftet und in die zehn 
dafür errichteten sowjetischen 
Speziallager eingewiesen. 

Die deutschen Konzentrationsla-
ger Buchenwald und Sachsenhau-
sen wurden von den Sowjets gleich 
weitergeführt.

Internierungslager –
sogar die eigene Lager-

gemeinschaft nennt sich so!
So wurde auch ich am 24. Oktober 
1945 in meinem Heimatort Groß-
räschen in der Niederlausitz ver-
haftet. Ich war 16 Jahre alt. Nach 
Kurzaufenthalten im berüchtigten 
GPU-Keller (GPU ist die Abkür-
zung für die sowjetische Geheim-
polizei) mit fürchterlichen Folte-
rungen und im Amtsgerichtsge-
fängnis in Cottbus in Einzelhaft 
wurde ich im November 1945 in 
das Lager Ketschendorf (heute zu 
Fürstenwalde gehörend) eingewie-
sen. Es wird heutzutage verharm-
losend als ‚Internierungslager‘ be-
zeichnet, sogar die eigene Lager-
gemeinschaft nennt sich so! 

Die 1940 erbaute Wohnsiedlung 
eines Industriewerkes, bestehend 
aus Wohnblöcken, Reihenhäusern 
und Einzelhäusern war für etwa 
500 Bewohner ausgelegt. Im 
Sommer 1946, dem Höhepunkt der 
Belegung, befanden sich etwa 
12.000 Menschen im Alter zwi-
schen 12 und 72 Jahren, darunter 
etwa 500 Frauen und Mädchen 
sowie mehr als 1500 Jungen in
diesem Lager. Diese waren in ei-
nem Achtfamilienhaus zusammen-
gepfercht. Für die Frauen und 
Mädchen gab es innerhalb des La-
gers einen besonders eingezäunten 
‚Frauenzwinger‘. Von den Häftlin-
ge war nicht einer verurteilt. Das 
Ketschendorfer Lager wurde im 
April 1947 aufgelöst.

In der SBZ und später in der 
DDR durfte über diese Gescheh-
nisse und das begangene Unrecht 
nicht gesprochen werden, auch in 
der Bundesrepublik Deutschland 
war das Thema unerwünscht, ob-
wohl hier ebenfalls Betroffene leb-
ten. Man galt sozusagen unbesehen
als ‚Kalter Krieger‘, was sich auf 
die damalige brisante Situation 

zwischen den Vereinigten Staaten 
von Amerika und der Sowjetunion
bezog. Als ich – einfältig wie ich 
war – geglaubt hatte, man würde 
nach dem Mauerfall 1989 offen 
über das Unrecht reden können,
wurde ich schnell gewahr, dass ge-
nau das Gegenteil eingetreten war.
Um diesem Vergessen entgegen-
zuwirken, bin ich seit 20 Jahren als 
Zeitzeuge, vorzugsweise an Schu-
len, tätig. 

So durfte ich am 20. Oktober 
2017 in Bensheim anlässlich der 
61. Tafelrunde der Landsmann-
schaft der Ostpreußen über meinen 
Lebensweg berichten. Es war übri-
gens die letzte Gelegenheit, denn 
die Landsmannschaft löste sich am 
Ende desselben Jahres aus Alters-
gründen auf. 

Unter den Zuhörern waren auch 
der mir bisher unbekannte Dr. 
Hermann Koebe IV. und seine 
Ehefrau Elke. Koebe stammt aus 
Luckenwalde (Brandenburg) und 
war in der vierten Generation Erbe 
der bedeutenden Feuerwehrgeräte-
fabrik Hermann Koebe. Sie wurde 
nach dem Mauerfall nicht an ihn, 
den rechtmäßigen Eigentümer, zu-
rückgegeben, sondern von der 
Treuhand für 2 DM (!) an einen 
branchenfremden Deutsch- Ameri-
kaner vergeben. Nach meinem 
Vortrag erzählte er mir, dass sein 
Vater, Hermann Koebe III., und 
sein Großvater, Hermann Koebe 
II., ebenfalls im sowjetischen Spe-

ziallager Ketschendorf als Gefan-
gene waren. Der Großvater, gebo-
ren am 31. Juli 1883 in Lucken-
walde, ist am 1. Februar 1946 im 
Lager umgekommen [1]. Sein Va-
ter sei, ebenso wie ich, unter den 
315 Gefangenen gewesen, die, 
nach Untersuchungen durch sowje-
tische Militärärzte, als arbeitsfähig 
eingestuft wurden, und am 31. Ja-
nuar 1947 nach Sibirien in das 
Zwangsarbeitslager bei Pro-
kopjewsk verschleppt wurden. 
(Nach einer weiteren Untersu-
chung am Grenzübergang Polen-
Sowjetunion wurden davon 92 
nach Deutschland zurückgeschickt, 
aber nicht entlassen, sondern in 
andere Speziallager eingewiesen.) 

Man galt damals unbesehen 
als ‚Kalter Krieger‘.

Somit fuhren nur noch 223 Gefan-
gene nach Sibirien weiter. In der 
sowjetischen Transportliste [2} 
sind zwischen seinem Vater und 
mir 30 Namen aufgeführt. Da in 
einem (Vieh)-Waggon etwa 50 
Menschen eingepfercht waren, ist 
es denkbar, dass wir beide in ei-
nem Waggon waren. 

Sein Vater hat, genau so wie ich, 
Sibirien überlebt und ist 1949 in 
jenen Deutschlands, der DDR hieß, 
zurückgekehrt. 

Ich folgte am 1. Mai 1950. In-
zwischen war ich 21 Jahre alt. Es 
war für mich wie ein zweiter Le-
bensanfang. Seit unserer Begeg-
nung in Bensheim bin ich mit dem 
Ehepaar Koebe in enger Freund-
schaft verbunden.

Wolfgang Lehmann (93 Jahre)

Quellen:
[1] Andreas Weigelt; Totenbuch 

Sowjetisches Speziallager Ket-
schendorf 1945 – 1947, Wichern-
Verlag; 2014 

[2} Werner Teltow; Pelzmützen-
transport; Lagergemeinschaft Ket-
schendorf; 2002

Nachsatz: Der Redakteur dankt 
dem Verfasser des vorstehenden 
Berichtes für diese wichtige Auf-
zeichnung. 

Die Leserinnen und Leser sind
auch weiterhin an Lebensberichten
interessiert.
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Ein Unrecht, das auch nach der Wiedervereinigung geblieben ist
Die politischen und sozialen Themen haben sich geändert – die früheren Probleme sind geblieben 
In Ergänzung zum Bericht von 
Wolfgang Lehmann (vorige Sei-
te) entwirft im folgenden Beitrag 
der Sohn des ehemals Internier-
ten Hermann Koebe ein klares 
Bild über das nach dem Zweiten 
Weltkrieg durch die Sowjets 
verübte Unrecht. Mit Blick auf 
den Überfall auf die Ukraine 
gewinnt vieles an Aktualität. 
Laut Angaben der sowjetischen 
Regierung unmittelbar nach dem 
Fall der Mauer wurden in der Sow-
jetischen Besatzungszone (SBZ) 
Deutschlands bis in die DDR-Zeit 
hinein in den Jahren 1945 bis 1950 
122.671 Deutsche gefangen gehal-
ten (Aus: Dr. Werner Teltow: „Der 
Pelzmützentransport“). Davon sind 
42.889 verstorben und 19.450 
wurden als Zwangsarbeiter in die 
Sowjetunion deportiert. Stellver-
tretend für alle Transporte sei hier 
der 31. Januar 1947 genannt. An 
diesem Tag vor 75 Jahren startete 
vom sowjetischen Speziallager Nr. 
Fünf (Fürstenwalde Süd, Ket-
schendorf,) ein Güterzug ins sibiri-
sche GULAG-Arbeitslager Pro-
kopjewsk bei Nowosibirsk (Holz-
industrie / Bergbau). 

DiplomingenieurWolfgang Leh-
mann, heute 93-jährig im Oden-
wald lebend, schilderte den fünf-
wöchigen Transport. Er war zu-
sammen in einem Waggon mit 
meinem Vater Hermann Koebe 
III., ohne zu wissen wohin. Erst 
nach dem Mauerfall durfte er be-
richten. Sogar, dass Kinder, Mäd-
chen und Frauen in Ketschendorf 
inhaftiert wurden. In seinem 29-
seitigen Zeitzeugenbericht mit dem 
Titel „Was nicht im Geschichts-
buch steht“* gibt Wolfgang Leh-
mann Einblicke in die Erlebnisse 
von damals: Am 31. Januar 1947 
fuhren wir von Fürstenwalde ab. 
Es war ein besonders kalter Win-
tertag. Ca. 50 Gefangene waren in 
einem Waggon eingepfercht. Nur 
an den Stirnwänden waren Prit-
schen vorhanden. Die meisten 
mussten mit angezogenen Beinen 
auf dem Boden sitzen, da der Platz 
zum Ausstrecken nicht ausreichte.
Im Waggon gab es eine von außen 
verriegelbare Schiebetür und eine 
kleine Luke, die allerdings zuge-

sperrt war. Ob es hell oder dunkel 
war, konnten wir nur durch die 
Bretterritzen der Wände erkennen. 
An einer Stelle gab es eine Öff-
nung mit der Pinkelrinne. In der 
Mitte des Waggons stand noch ein 
offener Kübel fürs große Geschäft. 
Da die Schiebetür verschlossen 
war, konnte dieser nur bei den sel-
tenen Stopps geleert werden. Es 
gab nur Trockenbrot, walnussgro-
ße, harte Brocken, und etwas Zu-
cker. Manchmal Salzheringe, die 
den Durst nur vergrößerten. Nur 
selten erhielten wir warmen Tee. 

Nach der Ankunft in Sibirien am 
6. März 1947 wurden wir in Erd-
baracken gebracht, die nun jahre-
lang unsere Unterkunft waren. Sie 
bestanden aus halbierten Baum-
stämmen. Die 1,6 m hohen Wände 
waren außen gänzlich mit Erdreich 
gefüllt. Fenster gab es keine. Tag 
und Nacht brannten Glühlampen, 
die vom First an Kabeln hingen. 

Auch in Sibirien war der Winter 
1946/47 besonders streng. Ich er-
innere mich an minus 42 Grad.

Trotz allem war die Todesrate in 
Sibirien geringer als im Spezialla-
ger Ketschendorf, wo im Sommer 
1946 bei etwa 12.000 Lagerinsas-
sen täglich bis zu 50 starben. In-
nerhalb des zweijährigen Beste-
hens des Lagers Ketschendorf – es
war das schlimmste unter den elf
Speziallagern – starben 4.620 In-
sassen, würdelos nackt verscharrt 
in Massengräbern in einem Wäld-
chen an der Autobahn Berlin –
Frankfurt/Oder. (Initiativgruppe 
Speziallager Nr. 5, Geschäftsstelle 
Stadtmuseum Fürstenwalde).

Ich hatte das Glück, am 04. April 
1950 die Heimreise antreten zu 
dürfen. Diesmal waren die Wag-
gontüren nicht verschlossen. Viele 
andere mussten noch bis 1952 aus-
harren.

Hintergründe dieser Tragödie:
Dr. Klaus-Peter Krause (ehemals 
langjährig verantwortlicher Redak-
teur für den Wirtschaftsteil der 
Frankfurter Allgemeine Zeitung 
FAZ) schrieb 2018: „Damals in 
der SBZ gab es die berüchtigten 
Todeslager. In ihnen wurden die 
Opfer unter meist willkürlichen, 
politisch motivierten Beschuldi-

gungen interniert. (Anmerkung: 
vorher in den Kellern der sowjeti-
schen Geheimpolizei NKWD psy-
chisch und physisch gequält). Sie 
gelten als besonders schwer ge-
troffene Opfer personenbezogener 
Verfolgung … Es waren selbst-
ständige Gewerbetreibende, 
Handwerker, Industrielle, größere 
Landwirte, darunter auch adlige 
Gutsherren. Als Unternehmer, Mit-
telständler oder Industrieller (An-
merkung: Vater und Sohn Her-
mann Koebe, Feuerwehrgerätefab-
rik Luckenwalde, gegr. 1878, ge-
hörten dazu), standen sie alle der 
kommunistischen Ideenlehre poli-
tisch im Weg. Um sich ihrer flä-
chendeckend zu entledigen, be-
schuldigte man sie pauschal, 
„Kriegsverbrecher und Nazi-
Aktivisten“ zu sein. (Die deutsche 
Justiz verweigert bis heute Einzel-
fallprüfungen!) Sie wurden – falls
nicht rechtzeitig geflüchtet – ver-
trieben, inhaftiert, verschleppt, 
umgebracht, ihres Vermögens und 
sogar fast sämtlicher persönlicher 
Habe beraubt. Die Bundesrepublik 
Deutschland lehnt durchweg Re-
habilitierungen ab, um das staatli-
che Raubgut nicht zurückgeben zu 
müssen. In der SBZ wurde nach 
1945 durch die Kommunisten das 
Eigentum der Inhaftierten konfis-
ziert. Die wirkliche, endgültige 
und entschädigungslose Enteig-
nung fand erst nach dem Mauerfall 
durch staatlichen Lug und Trug 
statt. Damit verlor der deutsche 
Rechtsstaat seine Makellosigkeit.
Auf die zugehörige 45-minütige 
SWR-Fernseh-Doku „Enteignet für 
die Einheit?“ wird verwiesen. Ge-
sendet auch von ARD, Phoenix 
und 3 Sat. Der Heilige Augustin 
wusste schon vor ca. 1600 Jahren:
„Nimm das Recht weg – was ist 
dann ein Staat noch anderes als ei-
ne große Räuberbande?“ (aus der 
Rede von Papst Benedikt XVI. vor 
dem Deutschen Bundestag am 22. 
September 2011).

Dr. Hermann Koebe IV. im Ge-
denken an den 31. Januar 1947

* Der genannte Bericht kann bei 
dem Verfasser dieses Beitrags kos-
tenlos unter dr.koebe@gmx.de an-
gefordert werden kann 
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Wo damals die Grenze verlief, finden jetzt Lehrveranstaltungen statt
Studierende aus Nordrhein-Westfalen auf Geschichtsexkursion in Mecklenburg-Vorpommern 
Die Jugendbegegnungsstätte am
Goldensee in Groß Thurow ist ein 
Ort, der zunächst nur Eingeweih-
ten etwas sagt. Doch die, die ein-
mal hier waren, kehren gern wie-
der und nutzen ihn sowohl wegen 
seines vielseitigen Freizeitange-
bots, aber auch wegen der Mög-
lichkeit, deutsche Geschichte ken-
nenzulernen. Der Ort, einstmals an 
der Schnittstelle zwischen den 
großen politischen Blöcken gele-
gen und daher schwer zugänglich, 
liegt nun in der Mitte Deutsch-
lands. Einstmals war er Standort 
einer Grenzkompanie gewesen, 
wie sie entlang der Staatsgrenze 
der DDR lückenlos angeordnet wa-
ren. Heute ist er Ausgangspunkt 
für Exkursionen – sowohl zu in-
formativ ausgestatteten Gedenk-
stätten wie auch zu Plätzen, die der 
Besucher mit der eigenen Vorstel-
lungskraft bei Unterstützung durch 
einen Zeitzeugen-Bericht füllen 
kann, denn Jahrzehnte zuvor ging 
es hier weniger um Natur und Idyl-
le als um militärische Aspekte. 

Die Gelegenheit zum Kennenler-
nen des Ortes bot sich am Wo-
chenende vom 8. bis 10. April 
2022 für Studierende der Ruhr-Uni 
Bochum, die mit dem Ziel „Erin-
nern intergenerationell“ der Einla-
dung des vom IBB (Internationales 
Bildungs- und Begegnungswerk) 
Dortmund „an die Grenze gingen“ 
und mit der Besichtigung von zwei 
Gedenkstätten sowie den Semina-
ren mit unterschiedlichen Zeitzeu-
gen die Gelegenheit bekamen, au-
thentisch vermitteltes Wissen zu 
sammeln. Das Projekt wurde dan-
kenswerterweise über Fördermittel 
der Bundesbeauftragten für Kultur 
und Medien, die über die Förderli-
nie „Jugend Erinnert“ der Bun-
desstiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur vergeben werden,
ermöglicht. Die Organisation und 
Leitung des Projekts sowie die 
Mitgestaltung der Moderation lag 
in den Händen von Max Gröllich 
vom IBB, für die zentrale Modera-
tion standen Dr. Silke Flegel und 
Dr. Frank Hoffmann vom Institut 
für Deutschlandforschung zur Ver-
fügung. Als Zeitzeugen waren Gi-
sela Kallenbach (Foto. Quelle In-
ternet) aus Sachsen und Alexander 
Richter-Kariger, Redakteur der 

Freiheitsglocke, aus NRW ver-
pflichtet worden. Beide sind in der 
DDR in verschiedenen Regionen
aufgewachsen, beide haben unter-
schiedliche Lebensläufe und beide 
kamen mit der SED-Diktatur in 
Konflikt, wobei Richter-Kariger 
1983 noch zu sechs Jahren Haft 
verurteilt und später von der Bun-
desregierung freigekauft wurde. 

Das Wochenende begann mit ei-
nem Rundgang in der ehemaligen 
UHA des MfS in Schwerin, wo 
Zeitzeuge Richter-Kariger die Er-
klärungen des zuständigen 
Mitarbeiters ergänzte und 
den Vorschlag einbrachte, 
die bislang ausstehenden 
Informationen zur Häft-
lingskleidung und zu den 
leider abgetragenen 
Freihofkäfigen durch Fotos 
zu dokumentieren. Richter-
Kariger hat insgesamt elf 
Monate in einer solchen 
Zelle in der Anstalt Pots-
dam zugebracht.

Auf großes Interesse bei 
den Studierenden stieß 
auch der Besuch des 
Grenzhus’ Schlagsdorf na-
he Ratzeburg auf der west-
lichen Seite der damaligen DDR-
Staatsgrenze. Hier wurde noch zu 
Zeiten der Teilung ein Grenzab-
schnitt nachgebaut und ein Wach-
bzw. Beobachtungsturm im Format 
der 1980er Jahre aufgestellt, um 
den Bediensteten des Bundes-
grenzschutzes einen Einblick in die 
Grenzstruktur der DDR zu geben. 
Im dazugehörigen Museum finden 
sich Attrappen von Selbstschuss-
anlagen, zahlreiche Fotos und Er-
klärungen vom Grenzsystem sowie 
die Dokumentation über den Alltag 
der Menschen im Grenzgebiet und
das Leben der DDR- Grenzsolda-
ten. Erinnert wird auch an den mu-
tigen Widerständler Michael Gar-
tenschläger, der, aus Straußberg 
stammend, vor nunmehr 46 Jahren 
beim Versuch, eine der Selbst-
schussanlagen auf dem Gebiet der 
DDR abzubauen, aus dem Hinter-
halt erschossen wurde. Garten-
schläger stand der DDR kritisch 
bis feindselig gegenüber, er war 
vor seiner Abschiebung in die 
Bundesrepublik zehn Jahre in poli-
tischer Haft gewesen.

Der eigentliche Teil der Wis-
sensvermittlung für die Studieren-
den war der Austausch im Frage-
Antwort-Modus mit den beiden 
Zeitzeugen. Durch die gute Vorbe-
reitung und die aufmerksame Mo-
deration kamen Gespräche zustan-
de, die viel Persönliches zutage 
förderten, aber auch Einblicke in 
das jeweilige Zeitgeschehen boten. 
Dadurch wurde das Bild der Dikta-
turen und Kriege, die das heutige 
Weltbild zunehmend prägen, be-
greifbarer.

In der abschließenden Auswer-
tung konnten die Studierenden ihre 
Eindrücke wiedergeben und an die 
Zeitzeugen Fragen zu deren Moti-
vation bei der Wahrnehmung ihrer 
Zeitzeugen-Arbeit stellen.

Eine Zuarbeit hatte hierzu Philip
Roll, wissenschaftlicher Mitarbei-
ter am IDF, geleistet, der einen 
Grundsatz-Vortrag über den Status 
und die ureigenen Anforderungen 
im Hinblick auf den Zeitzeugen 
hielt. Damit wurde eindeutig fest-
gelegt, was einen Zeitzeugenvor-
trag von dem des Historikers un-
terscheiden sollte und wie eine ef-
fektive Zusammenarbeit beider 
Seiten erfolgen kann.

Im Nachhinein darf man die Or-
ganisation und Durchführung der-
artiger Veranstaltungen ausdrück-
lich begrüßen und allen danken, 
die hier auf unterschiedliche, aber 
immer engagierte Weise mitge-
wirkt haben. Es wäre wichtig, dass 
eine Fortsetzung stattfinden kann
und zu einzelnen Punkten viel-
leicht mehr Zeit zur Verfügung ge-
stellt wird. Tom Haltern
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Berliner Mauersegment in Düsseldorf mit Schautafeln versehen
Ein wichtiger Schritt, dem nur wenige Gäste beigewohnt haben
Auf Einladung des Beauftragten 
der Landesregierung für die Be-
lange von deutschen Heimatver-
triebenen, Aussiedlern und Spät-
aussiedlern, Heiko Hendriks (Foto,
6. Von rechts. ©: Büro Herr Hen-
driks) und des Landesbeirats für 
Vertriebenen-, Flüchtlings- und 
Spätaussiedlerfragen, fand am 26. 
April eine Feierstunde anlässlich 
der Aufwertung des Berliner Mau-
ersegments im Rheinpark Bilk am 
Landtag in Düsseldorf u. a. im 
Beisein des Präsidenten des Land-
tags, André Kuper, des Parlamen-
tarischen Staatssekretärs im Minis-
terium für Kultur und Wissen-
schaft, Klaus Kaiser, sowie zahl-
reichen Vertreterinnen und Vertre-
tern der in NRW ansässigen SED-
Opferverbände statt. Heiko Hen-
driks freute sich insbesondere über 
die große Zustimmung und Unter-
stützung für dieses Projekt und 
sagte: „Egal, wem ich in den letz-
ten Wochen von der Aufwertung 
des Mauersegments hier in Düs-
seldorf berichtet habe, die Reso-
nanz war eindeutig: Zustimmung, 
Beifall bis hin zu Begeisterung. 

Diese Reaktion gab es im Übrigen 
auch bei der Stiftung Berliner 
Mauer, die uns dankenswerter-
weise bei der Realisierung tatkräf-
tig unterstützt hat.“ Er freute sich, 
dass die neuen Schautafeln, die 
barrierefrei zugänglich sind, Inte-
ressierte nunmehr dazu einladen, 
stehen zu bleiben, um mehr über 
dieses Mauerstück und so über un-
sere Geschichte in Erfahrung zu 
bringen. Auf eine prägnante und 

anschauliche Art wird so Wissen 
über die SED-Diktatur vermittelt. 
Mit Hilfe eines QR-Codes können 
alle Besucherinnen und Besucher 
die Internetpräsenz der Stiftung 
Berliner Mauer besuchen und so-
mit weitere Hintergrundinformati-
onen erhalten. 

In seiner Kurzansprache an die 
Gäste sagte der Präsident des 
Landtags, André Kuper (Foto: 3. v. 
r.): „Den Mauerfall haben einer-
seits mutige Menschen mit ihren 
machtvollen Montagsdemonstrati-
onen, andererseits auch die vielen 
Menschen, die durch Flucht und 
Aussiedlung in den Westen die 
DDR destabilisiert haben, möglich 
gemacht. Durch diese Menschen 
wurde dieses verhasste Bauwerk 
zum Einsturz gebracht. Damit 
wurde auch die Einheit Europas 
ermöglicht. Das Mauerstück in der 
Nähe des Landtags führt uns vor 
Augen, dass jeder von uns immer 
wieder gefordert ist, Demokratie 
zu leben und sie gegen ihre Feinde 
zu verteidigen.“ Parlamentarischer 
Staatssekretär Klaus Kaiser MdL 
(Foto: 3. v. l., vorn) betonte: „Die 

SED-Diktatur hat viel Unrecht 
verursacht und zahlreiche Opfer 
gefordert. Für viele Betroffene 
sind die Folgen heute noch psy-
chisch und physisch spürbar. Es ist 
eine gesamtgesellschaftliche und 
gesamtdeutsche Aufgabe, uns um 
diejenigen zu kümmern, denen Un-
recht widerfahren ist. Neben der 
Aufarbeitung dieses Kapitels im 
Rahmen der historisch-politischen 
Bildung setzen wir uns auch für 

die Würdigung und Anerkennung 
der Menschen ein, denen in der 
SED-Diktatur Unrecht widerfahren 
ist.“ Der Vorsitzender der Vereini-
gung der Opfer des Stalinismus in 
NRW Felix Heinz Holtschke (Fo-
to: 4. v. r.), der selbst von seinem 
Bürofenster in der Krausenstraße 
acht Jahre lang tagtäglich bis zu 
seiner Verhaftung am 21. Novem-
ber 1984 direkt auf die darunter-
liegende Mauer mit dem berüchtig-
ten Todesstreifen blicken konnte, 
sagte wörtlich: „Dieses schreckli-
che Rudiment einer kommunisti-
schen Diktatur, die ihr eigenes 
Volk des eigenen Machterhalts 
wegen einmauern ließ, soll für die-
se und nachfolgende Generationen 
ein bleibendes Mahnmal sein und 
bleiben. Deshalb war es gut und 
richtig, dass die NRW- Landesre-
gierung die von der VOS entwi-
ckelte und an den Beauftragten der 
Landesregierung, Heiko Hendriks, 
herangetragene Idee eines ‚spre-
chenden Denkmals‘ letztendlich 
baulich so zügig umgesetzt hat. 
Neben dem Haus der Geschichte 
ist so für die breite Öffentlichkeit, 

insbesondere die junge Generation, 
ein kleines, aber historisch bedeu-
tendes und unübersehbares Denk-
mal zur Demokratieerziehung im 
Herzen Düsseldorfs entstanden. 
Dafür möchte ich im Namen des 
Bezirks- und des Landesverbandes, 
aber auch des Bundesvorstandes 
der VOS herzlich Danke sagen!“

Text: Büro H. Hendriks
Foto: ©MKW/Mark Hermenau

nächste Seite oben
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von voriger Seite unten

Hintergrundinformationen des 
Landesbeauftragten NRW:  
Etwa eine Million Menschen sind 
vor dem Mauerfall aus der DDR 
nach Westdeutschland geflohen, 
ausgesiedelt oder wurden von der 
Bundesregierung freigekauft. Viele 
von ihnen, auch mit Hafterfahrung, 
haben sich in Nordrhein-Westfalen 
niedergelassen und sich in zahlrei-
chen Opferverbänden organisiert. 
Die Landesregierung hat in den 
letzten Jahren die Anliegen der 
DDR-Übersiedlerinnen und Über-
siedler, insbesondere derjenigen,
die in Konflikt mit den SED- Re-
gime geraten waren, verstärkt ins 
Auge genommen. 

Das Teilstück der Berliner Mauer 
in unmittelbarer Nähe des Land-
tagsgebäudes war ein Geschenk 
der BILD-Zeitung an das Land 
Nordrhein-Westfalen zum 20. Jah-
restag des Mauerfalls am 9. No-
vember 2009 – in Erinnerung an 
den Zeitungsgründer Axel Sprin-
ger (1912 bis 1985). Die BILD-
Zeitung schenkte allen Bundeslän-
dern jeweils ein Betonfragment aus 
der Berliner Mauer als Erinnerung 
und Mahnmal an die SED- Dikta-
tur. Informationen zu dem Mauer-
segment am Landtag Nordrhein-
Westfalen konnten interessierte 
Passantinnen und Passanten bisher 
nur einer kleinen Infotafel am Bo-
den des Mauersegments entneh-
men. 

Die Aufwertung des Mauerseg-
ments am Landtag Nordrhein-
Westfalen mit zusätzlichen Schau-
tafeln wurde auf Wunsch der SED-
Opferverbände realisiert. Beim 
zweiten „Runden Tisch“ mit Ver-
treterinnen und Vertretern der 
SED-Opferverbänden in NRW am 
9. November 2020 hatten diese 
erstmalig den Wunsch nach einer 
Aufwertung des Mauersegments 
geäußert, um den besonderen Er-
innerungsort an die deutsche Tei-
lung am Landtag aufzuwerten und 
der Öffentlichkeit die SED-
Diktatur als Teil der deutschen Ge-
schichte zugänglicher und ver-
ständlicher zu machen. Auf Antrag 
der Fraktionen der CDU und der 
FDP hat der Landtag am 7. No-
vember 2021 zusätzliche Mittel in 
den Haushalt 2022 des Ministeri-
ums für Kultur und Wissenschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

für die Aufwertung des Mauer-
segments eingestellt. Ziel ist es, 
den Erinnerungsort zu erhalten und 
angemessen aufzuwerten, damit es 
einen festen Platz im Stadtbild be-
hält. Büro H. Hendriks

Das Denkmal allein
ist nicht alles
Der Spritpreis schreckt 
Betroffene deutlich ab
Die Zahl der teilnehmenden SED-
Opfer anlässlich der Anbringung 
der Schautafeln am Düsseldorfer 
Mauersegment hätte eigentlich 
größer sein sollen. Woran liegt es, 
dass zu einem eigentlich sehr er-
freulichen Anlass zu wenige Be-
troffene – vorwiegend waren es
Teilnehmer, die in Düsseldorf an-
sässig sind – kamen? 

Wer an der Tankstelle vorbei 
kommt – und es wird kaum jeman-
den geben, der davon verschont 
bleibt – der wird es leicht verste-
hen: Ein damals geltender Diesel-
preis von durchschnittlich 2,05 Eu-
ro je Liter ist bei einer An- und
Rückfahrt von jeweils 150 km ge-
rade in den Zeiten, in denen auch 
alles andere teuer wird, eine Inves-
tition, die man sich mit einer Rente 
von deutlich unter 1.000 Euro 
überlegt. Hinzu kommen Parkge-
bühren und Auslagen für einen 
Imbiss. Manch einer ist auf einen 
Chauffeur angewiesen, der diesen 
Dienst nicht umsonst übernimmt.

Es ist bedauerlich, dass ein be-
deutender Anlass wie die Denkma-
lerweiterung kein größeres Publi-
kum erfahren hat. In der Tat wäre 
es keine nennenswerte Summe 
gewesen, die sich nicht irgendwo 
hätte auftreiben lassen, um den 
Gästen zumindest die Fahrtkosten 
zu erstatten. Gerade wo man in den 
Medien tagtäglich von großen Zah-
lenkolonnen spricht.

Wir reden seit Jahren über Härte-
fälle und allgemeine Leistungsver-
besserungen, doch es passiert zu 
wenig. Weder in NRW noch in der 
Bundeshauptstadt. Von schönen 
Worten lässt sich nun mal kein 
Tank füllen. 

Ist es also unverschämt, dass ich 
hier – gemäßigt – Klartext rede? 
Ich schreibe das gewiss nicht aus 
Bosheit, es ist nicht mal Satire. Es 
ist das, was viele SED-Opfer mitt-
lerweile denken, weil es ihre Situa-
tion ausmacht. ARK

Langzeitfolgen: Anhal-
tende Stigmatisierung 
durch SED-Unrecht: 
Unikliniken suchen Betroffene 
und Zeitzeugen für Interviews 
Bisher wurde viel zu den Folgen 
für die Betroffenen von SED- Un-
recht geforscht. Allerdings gibt es 
nahezu keine Erkenntnisse dar-
über, inwieweit Personen, denen 
ein solches Unrecht widerfahren 
ist, bis in die Gegenwart hinein mit 
bestimmten Eigenschaften in Ver-
bindung gebracht werden, Vorur-
teilen ausgesetzt sind, Ausgren-
zung oder auch Diskriminierung 
erfahren. 

Das unter Federführung von 
Prof. Dr. Georg Schomerus (Direk-
tor der Klinik und Poliklinik für 
Psychiatrie und Psychotherapie) 
am Standort Leipzig geleitete Pro-
jekt geht der Fragestellung nach, 
ob Personen aufgrund ihrer SED-
Unrechtserfahrung stigmatisiert 
werden. 

In der Studie bilden diese persön-
lichen Eindrücke und Erfahrungen 
den Ausgangspunkt für circa 90-
minütige Interviews. Aus psycho-
logischer Perspektive soll darüber 
gesprochen werden, ob, wann, 
durch wen und in welchen Situati-
onen Betroffene aufgrund des 
ihnen widerfahrenen Unrechts 
Vorbehalten ausgesetzt waren und 
wie sie damit umgegangen sind. 

Dabei ist auch von Interesse, ob 
diese Unrechtserfahrungen eine 
Würdigung finden und wie von der 
Allgemeinheit sowie dem sozialen 
Umfeld – Familie, Freunde, Be-
kannte – in der Vergangenheit rea-
giert wurde und auch heute noch 
reagiert wird. 

Interessierte wenden sich bitte 
an: Anne Weiß, Psychologin (M. 
Sc.) Telefon: 0341 97 24537 
E-Mail: 
Anne.Weiss@medizin.uni-leipzig.de

Die Studie ist Teil des länderüber-
greifenden Forschungsverbundes 
Gesundheitliche Langzeitfolgen 
von SED-Unrecht an den Standor-
ten Leipzig, Jena, Rostock, Mag-
deburg 
Mehr zum Verbundprojekt unter:
www.sed-gesundheitsfolgen.de

Weitere Information zum Mauer-
segment in Düsseldorf:

nächste Seite oben
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Düsseldorfer Mauer-
segment erhält mehr
Öffentlichkeit
Dank der VOS an Landes-
beauftragten Hendriks
Zum 20. Jahrestag des Mauerfalls 
schenkte die BILD-Zeitung dem 
Land Nordrhein-Westfalen ein 
Originalstück der Berliner Mauer 
zur Erinnerung und gleichzeitig zur 
Mahnung an die Verbrechen der 
SED-Diktatur. Dieses Mauerteil 
stand jahrelang einsam und unbe-
merkt auf einer Wiese im Bürger-
park in unmittelbarer der Nähe des 
Landtags von Nordrhein- Westfa-
len. Der Initiative der VOS-
Bezirksgruppe Rhein-Ruhr ist es
zu verdanken, dass dieses Stück 
Berliner Mauer ca. seit 2016 we-
nigstens durch Gedenkveranstal-
tungen mit Kranzniederlegung an 
den für uns wichtigen historischen 
Tagen wie dem 17. Juni, dem 13. 
August und dem 9. November ins 
Blickfeld einer größeren Öffent-
lichkeit gelangte. Bei diesem An-
lass entstand auch die Idee einer 
öffentlichkeitswirksamen Aufwer-
tung, verbunden mit einigen wich-
tigen Informationen zu ihrer histo-
rischen Einbindung in die jüngste 
deutsche Geschichte der deutschen 
Teilung und Wiedervereinigung. 
Seit Dezember 2018 wurde diese 
Idee durch den VOS- Landesvor-
sitzenden für NRW Felix-Heinz 
Holtschke sowie den VOS- Be-
zirksgruppenvorsitzenden Rhein-
Ruhr Detlef von Dechend an die 
verantwortlichen Politiker im 
Landtag von NRW herangetragen.
In dem Beauftragten der Landesre-
gierung NRW, Herrn Heiko Hen-
driks (siehe Beitrag vorige Seiten)
fanden wir einen sehr aufgeschlos-
senen Partner mit offenen Ohren 
mit dem nötigen Geschick und 
Durchsetzungswillen in der nicht 
einfachen politischen Konstellation 
des nordrhein-westfälischen Land-
tages. Gerade noch rechtzeitig vor 
der kommenden Landtagswahl 
2022 gelang es ihm, am 26. April 
2022 zur feierlichen Einweihung 
der Aufwertung dieses Stücks Ber-
liner Mauer die Politiker des Land-
tages und die Opferverbände in 
NRW einzuladen. Das Ziel, einen 
Erinnerungsort über die Schrecken 

und Verbrechen kommunistischer 
Diktatur am eigenen Volk gerade 
hier tief im Westen dauerhaft zu 
präsentieren und bleibende Mah-
nung für jetzt und nachfolgende 
Generationen zu sein, wird durch 
diese Neugestaltung ein Stück weit 
überzeugend verwirklicht. Dafür 
möchten wir besonders dem Beauf-
tragten der Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen, Herrn Heiko 
Hendriks herzlich danken und hof-
fen auf eine weitere so konstrukti-
ve zielorientierte Zusammenarbeit.

Detlef von Dechend,
VOS-Bezirksgruppe Rhein-Ruhr

Ein hochklassiges 
Theaterstück
DDR-Haft von Wolfsburger 
Zwölftklässlern nach Buchvor-
lage beeindruckend dargestellt
Leo Tolstoj sagte durchaus etwas 
Wahres, als er die Worte schrieb: 
„Um einen Staat zu beurteilen, 
muss man sich seine Gefängnisse 
von innen ansehen.“ Genau dies tut 
der Schriftsteller Eugen Wenzel in 
seinem jüngst erschienenen Buch
„Szenen aus DDR- Gefängnissen“,
das in der Überzeugung 
gründet, ein Mensch, der 
sich nicht erinnere, sei ein 
schuldiger Mensch. In einer 
Abfolge von insgesamt neun 
Szenen leuchtet der Autor auf 
eine sehr einfühlsame und kennt-
nisreiche Art und Weise das Innen-
leben von neun Zellen in Haftan-
stalten der Stasi aus und führt da-
mit dem Leser schlaglichtartig und 
erschütternd vors Auge, wie die 
Realität jenseits der Berliner Mau-
er in der Zeit der SED-Diktatur 
ausgesehen hat. Beeindruckend an 
dem Buch sind selbstverständlich 
auch die Illustrationen der Künstle-
rin Maria Semibratova, die der 
Vielschichtigkeit des Texts noch 
eine weitere Dimension verleihen.
Das Werk, das den Opfern der 
DDR- Gewaltherrschaft gewidmet 
ist, diente als literarische Vorlage 
für das Theaterstück „1.9.8.9 –
Zwischen den Mauern“ von Eyal 
Lerner und Brigitta Ritter, welches 
Ende März dieses Jahres von 
Oberstufenschülern der Neuen 
Schule Wolfsburg uraufgeführt 
worden ist. Der Komponist Gi-
rolamo Deraco komponierte eigens 

für diesen Anlass eine zum Thema 
mehr als passende Musik und die 
beteiligten Schüler bekamen die 
(leider allzu seltene) Möglichkeit 
geboten, sich auf einem überaus 
kreativen Wege einem nicht zu 
vernachlässigenden Abschnitt der
deutschen Geschichte zu nähern. 
Die ihnen gestellte Aufgabe meis-
terten die jungen Schauspieler und 
Musiker mit Bravour.

Sich der Leitfrage des Stücks: 
„Was lehrt uns die Geschichte der 
DDR?“ zu stellen, hatten die Schü-
ler auch im Rahmen des so ge-
nannten Seminarfachs reichlich 
Gelegenheit. Dieses Spezifikum 
der Wolfsburger Schule dient der 
Vorbereitung aufs wissenschaftli-
che Arbeiten und gipfelt entspre-
chend in der eigenständigen Anfer-
tigung von Hausarbeiten auf dem 
Niveau von Bachelorstudenten. 
Das verbindliche Thema für den 
gesamten 12. Jahrgang war im ak-
tuellen Schuljahr die DDR, und 
nicht nur die betreuenden Lehr-
kräfte erwarten gespannt die bald 
einzureichenden Ergebnisse. Eine 
überaus wertvolle Unterstützung 
erhielten die Schüler auch in Form 

zahlreicher Materia-
lien, die Bernd Lip-
pmann, ehemaliger 

und langjähriger Vorsit-
zender des Stasi Muse-
ums Berlin in der Zent-

rale des MfS, der Schule 
zur Verfügung gestellt hatte; ein 
Korpus schier unglaublichen Aus-
maßes, welches die Wolfsburger 
auch in den kommenden Jahren 
noch weiter auszuwerten geden-
ken. Darüber hinaus trat Lipp-
mann, der einst selbst Insasse eines 
Stasi- Gefängnisses gewesen ist, 
auch als einer der Bühnenakteure 
des Stücks in Erscheinung und ließ 
dadurch Geschichte lebendig wer-
den, ein Vorgang, der nicht ohne 
eine ganz besondere Wirkung auf 
das Publikum geblieben ist.

David Hansen

Eugen Wenzel: Szenen aus DDR-
Gefängnissen. tredition Hamburg. 
97 S., ISBN: 978-3-347-54070-5
Das Buch ist in vier verschiedenen 
Formaten überall im (E-)Handel 
erhältlich (Hardcover, Paperback, 
Großdruck und E-Book) und
Hardcover: 14,00, Paperback: 8,00
Großdruck: 9,00. E-Book: 2,99
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Mitteilung

Förderung für VOS 
Berlin genehmigt

Nachdem am 13. Mai 2022 bei 
uns in den Räumen eine Tie-
fenprüfung der Förderung 
2022 durch den Berliner Lan-
desbeauftragten durchgeführt 
wurde, kam nun von diesem 
die Bestätigung, dass die kom-
plette Förderung als zuwen-
dungsfähig anerkannt wird. 

Der Mitarbeiter vom Lan-
desbeauftragten, Herr Stoinski, 
war im Übrigen sehr angetan 
von der Ausgestaltung der
Räumlichkeiten unserer Bun-
desgeschäftsstelle in der Berli-
ner Uhlandstraße.

Die VOS Berlin sagt dafür 
einen besonders Dank. H. D. 

Ein bleibendes Mahnmal soll es sein und bleiben
Einweihungsrede zum Mauersegment am Düsseldorfer Landtag
Anlässlich der feierlichen Erwei-
terung des Mauersegments vor 
dem Gebäude des Düsseldorfer 
Landtags hielt der Landesvorsit-
zende der VOS in NRW Felix 
Heinz Holtschke, einen Redebei-
trag, in dem er auf das men-
schenverachtende Wesen der 
SED-Diktatur verwies, die sich 
nicht anders als mit den Maß-
nahmen wie dieses Mauerbaus 
vor dem eigenen Volk schützen 
konnte: 
Hinter uns steht es also, eines der 
zirka 130.000, nahezu unüberwind-
lichen 118 cm breiten Mauerseg-
mente aus Stahlbeton der einstigen, 
etwa 155 km langen Berliner Mau-
er, die das Freie West-Berlin vom 
kommunistisch regierten Ostberlin 
über 28 Jahre lang hermetisch ab-
riegelten. 

Wir, die heute hier anwesenden 
Mitglieder der Vereinigung der 
Opfer des Stalinismus, die Hohen-
eckerinnen und die Geflüchteten 
und Ausgereisten, die in der IEDF 
organisiert sind, kamen diesem 
Monsterbauwerk niemals so nahe 
wie die Westberliner, die sie ohne 
Gefahr für Leib und Leben von 
hinten bunt bemalen und besprayen 
durften. 

Die Ostseite blieb jedoch grau 
und war blutbefleckt! Denn wer 
sich ihr unerlaubt näherte oder sie 
gar zu überwinden gedachte, um 
dem SED-Regime den Rücken zu 
kehren, war gnadenlos dem 
Schießbefehl von Ulbricht und 
Honecker ausgesetzt. Vielleicht 
wurde jemand genau vor diesem 
Betonelement von den Kugeln ei-
ner Kalaschnikow niedergestreckt? 
Wer kann es schon wissen? 

Insgesamt fielen dem mörderi-
schen Schießbefehl des SED-
Regimes allein in Berlin über 140, 
meist junge Menschen zum Opfer. 
Einer davon war Peter Fechter. 
Man ließ ihn am 17. August 1962 
im Stacheldraht einfach verbluten, 
dort unweit vom Checkpoint Char-
lie, wo ich von meinem Bürofens-
ter in der Krausenstraße acht Jahre
lang tagtäglich bis zu meiner Ver-
haftung am 21. November 1984 di-
rekt auf die darunterliegende Mau-
er mit dem berüchtigten Todes-

streifen blicken konnte. Diese
Mauer konnte kein freiheitlich 
denkender Deutscher ewig aushal-
ten! Man flüchtete, stellte einen 
Ausreiseantrag, wurde aus politi-
scher Haft freigekauft oder über-
rannte sie letztendlich am 9. No-
vember 1989 im gewaltigen Sog 
der Friedlichen Revolution! 

Und damit schließt sich der Kreis 
zum hier und heute! Dieses 
schreckliche Rudiment einer 
kommunistischen Diktatur, die ihr 
eigenes Volk des eigenen Macht-
erhalts wegen einmauern ließ, soll 
für diese und nachfolgende Gene-
rationen ein bleibendes Mahnmal 
sein und bleiben. Deshalb war es 
gut und richtig, dass die NRW-
Landesregierung die von der VOS 
entwickelte und an den Beauftrag-
ten der Landesregierung Heiko 
Hendriks heran getragene Idee ei-
nes „sprechenden Denkmals“ letzt-
endlich baulich so zügig umgesetzt 
hat. 

Neben dem Haus der Geschichte 
ist so für die breite Öffentlichkeit, 
insbesondere die junge Generation, 
ein kleines, aber historisch bedeu-
tendes und unübersehbares Denk-
mal zur Demokratieerziehung im 
Herzen Düsseldorfs entstanden. 

Dafür möchte ich im Namen des
Bezirks- und des Landesverbandes, 
aber auch des Bundesvorstandes 
der VOS herzlichen Dank sagen.

Felix Heinz Holtschke
Erster Stellv. 

Bundesvorsitzende der VOS

Gedenkfeier am 17. Juni 
mit Evelyn Zupke 
Opferbeauftragte nimmt 
Einladung der VOS an
Erfreuliche Nachricht für die SED-
Opfer. Zur Gedenkfeier am 17. Ju-
ni in Berlin-Charlottenburg, die 
wie immer von der VOS organi-
siert wird, hat die Opferbeauftragte 
Zupke ihre Teilnahme zugesagt. 
Wie in jedem Jahr sind auch weite-
re wichtige Persönlichkeiten aus 
der Politik und den Institutionen 
eingeladen.

Die Begrüßung erfolgt wie im-
mer durch Bundesvorsitzenden. 

Der Bundesvorstand 

Klassenfahrt 
zu Gedenkstätte
Eine gute Idee: Zeitzeugenar-
beit mit Exkursionscharakter
Nach langem Bemühen ist es end-
lich gelungen. Jürgen Krahn, der 
sich seit mehreren Jahren um eine 
Verbindung der neuen mit der al-
ten Heimat bemüht hat, hat es ge-
schafft: Eine komplette Klasse des 
Pictorius-Berufskollegs aus dem 
münsterländischen Coesfeld starte-
te Mitte Mai zu einer viertägigen 
Fahrt nach Magdeburg, um die im 
Entstehen befindliche Wasser-
sportanlage Cable Island zu besich-
tigen und vom dortigen Standort 
mehrere „Abstecher“ zu den ehe-
maligen Haftanstalten und heuti-
gen Gedenkstätten in Magdeburg 
und Berlin-Hohenschönhausen zu 
unternehmen. Das Unternehmen 
wurde mit Unterstützung der Ade-
nauer-Stiftung möglich, die auch in 
Sachsen-Anhalt ansässig ist. 

Da Kamerad Krahn, der als Zeit-
zeuge für einen Vortrag vorgese-
hen war, aus gesundheitlichen 
Gründen vorzeitig abreisen musste, 
sprang kurzfristig unser früherer 
VOS-Vorsitzender Johannes Rink 
ein und gab den Studierenden aus 
eigenem Erleben einen Einblick in 
die Situation des einstigen politi-
schen Häftlings in der „Stasi- Ob-
hut.“ Valerie Bosse
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Dutzende sowjetische LKW kamen, um die Leichen abzutransportieren
In Neunbrandenburg nahmen sich tausende Menschen aus Angst vor den Befreiern das Leben
Am Morgen des 29. April 1945 
rollte die Rote Armee in die Stadt 
Neubrandenburg ein. Im Verlaufe 
des Vormittags befreiten sie die 
Menschen in den Konzentrations-
lagern Fünfeichen, Waldbaulager 
und nahmen die Vororte ein; im 
Wesentlichen ohne große Kampf-
handlungen. 

Deutsche Artillerie beschoss 
noch das westliche Randgebiet 
(Rostocker Straße, Jahnstraße, 
Morgenlandstraße etc.). Laut Aus-
sage des damaligen Landessuperin-
tendenten ist Neubrandenburg un-
ter anderem noch von Generalma-
jor Otto Ernst Remer (NSDAP) 
verteidigt worden, mit dem Erfolg, 
dass die Innenstadt ein Trümmer-

haufen wurde und, nach dem Erlö-
schen der Brände man vom Bahn-
hof bis zum Stargarder Tor sehen 
konnte. Eintausend Menschen sol-
len sich während dieser Tage das 
Leben genommen haben. Die Stadt 
wurde am 29. April 45 vom Garde-
Panzerkorps Generalleutnant Pan-
filow mit seinen Einheiten besetzt:
18. Garde-Panzerbrigade, 19. Gar-
de-Panzerbrigade, 2. Garde-Motor-
Schützenbrigade 375. Schweres 
Garde-Selbstfahr-Artillerie- Regi-

ment. (SFL), 1496. SFL, 47.
Schützenkorps des Generalleutnant
Dratwin mit seinen Einheiten: 162. 
Schützendivision (Oberst Mu-
ratow) und Teilen der 71. Schüt-
zendivision. Sie tragen die Ver-
antwortung auf sowjetischer Seite. 
(Quelle: Berit Olschweski „Freun-
de im Feindesland“ Seiten 48 u. 49 
ISB 978-3-8305-1690-3)

Bis heute hält sich jedoch die 
Legende, dass Neubrandenburg ei-
ner Brandlegung zum Opfer fiel 
und aus Richtung der Oststadt mit 
einem T 34 befreit wurde. Dabei 
rückte die Rote Armee über Fünf-
eichen mit einem Panzer amerika-
nischer Bauart nach Neubranden-
burg ein.

Aus Furcht vor der Roten Armee 
entschieden sich in dieser Zeit ca. 
1.000 bis 3.000 Menschen für den 
Freitod. Der Neubrandenburger 
Tollensesee glich einem Leichen-
meer (Berit Olschweski „Freunde 
im Feindesland“ Seite 56, 66, 67, 
68, 69; ISBN 978-3-8305-1690-3).
Es mag heute Politiker- und Histo-
riker*innen, egal welcher Coleur 
geben, die meinen, die Zahl sei 
wesentlich geringer gewesen, da 
sich an Hand der Aktenlage nichts 

anderes beweisen ließe. Doch Au-
genzeugen der damaligen Zeit be-
richten etwas anderes. 

Die sowjetische Kommandantur 
ließ Dutzende LKW kommen, um 
die Toten aus dem Tollensesee, 
Schwanenteich, Hinterste Mühle, 
(…) zu bergen und verhängte ein 
Verbot, aus dem Tollensesee Fisch 
zu essen.

Im Jahr 2017 wurden am Neu-
brandenburger Tollensesee 3.000 
Krokusse gepflanzt, die durch den 
Neubrandenburger Uwe Schmu-
cker (Vereinsmitglied in der Ver-
einigung der Opfer des Stalinismus 
e.V.) gespendet wurden, um an die 
Toten zu erinnern. Darüber berich-
tete auch die Freiheitsglocke aus-
führlich, und der Bundesvorstand 
sandte Dankesworte.

Im Jahr 2020 spendete die Verei-
nigung der Opfer des Stalinismus 
e. V. weiteres Geld, um Tulpen-
zwiebeln zu pflanzen. Die Stadt 
Neubrandenburg entschied sich,
hier rote Tulpen zu pflanzen. Diese 
erinnern an das viele Blut, das 
1945 im Tollensesee zu sehen war.
Leider jedoch gibt es bis heute kei-
nen würdigen Ort des Erinnerns für 
die vielen Menschen, darunter 
auch zahlreiche Kinder, die 1945 
im Tollensesee, im Schwanenteich, 
im Heidmühlen Teich und im 
Teich an der Hintersten Mühle in 
Neubrandenburg starben.

Es wäre die vornehmliche Auf-
gabe der Stadt Neubrandenburg,
sich dafür einzusetzen. Doch sie tut 
nichts. Man muss daher fragen: Ist 
sie dazu nicht in der Lage oder will 
sie die Erinnerung an die Schicksa-
le verdrängen und vergessen? Hat 
sie kein Interesse oder fehlt das ge-
schichtliche Wissen?

André Rohloff
Das Foto (© Silvio Blum) zeigt 

rote Wildtulpen am Tollensesee.
Könnte es sein, dass sie das Blut 
der Toten symbolisieren?

Anm. d. Red.: Da die Freiheitsglo-
cke (aus Kostengründen und aus 
langer Tradition) nicht in Farbe 
gedruckt werden kann, sind die ro-
ten Tulpen auf dem Foto nur als 
schwarzgraue Punkte zu erkennen. 
Dies beeinträchtigt jedoch nicht die 
Erinnerung und das Gedenken.
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Sowjetismus plus Revanchismus ergibt Krieg und Vernichtung
Eine klarere Definition hilft der Ukraine und der Welt, den Feind zu stigmatisieren
Der Begriff Faschismus ist in 
Deutschland nur sehr wenigen 
Menschen nicht geläufig. Sein We-
sen leitet sich seit den 1920er Jah-
ren aus Italien ab, wo sich unter 
dem damaligen „Führer“ Benito 
Mussolini ein gleichnamiger Bund 
gebildet hatte, demzufolge sich 
einzelne Schwache zum Zwecke 
der besseren Wehrfähigkeit zu ei-
ner starken Gemeinschaft zusam-
menschlossen. 

Deutschlands Nationalso-
zialisten haben sich dieses
Wesen früh zu Eigen ge-
macht und im Rahmen ihrer 
politischen Bewegung zu einer von 
ihnen praktizierten Staatsform 
entwickelt, die expansiv und rück-
sichtslos gegen die eigene Bevöl-
kerung und gegen andere Länder 
vorging und als Nährboden der 
Diktatur diente. Mit der Ära der 
Nazis von 1933 bis 1945 hatte der 
rechtsgerichtete Faschismus in 
Deutschland seine höchste Ent-
wicklungsstufe erreicht und wurde 
– ob gewollt oder nicht – zum 
Vorbild sowohl für andere Staaten
als auch Parteien.

Nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges wurde der Faschismus
in Deutschland radikal beseitigt, er
wird fortan durch gesetzliche 
Strafandrohung in all seinen Er-
scheinungsformen (Hitlergruß, Na-
zi-Zitate, Hakenkreuz) angegan-
gen. Er ist hier – verbunden mit der 
Nazi-Ideologie – offiziell ausge-
löscht, dennoch finden sich weiter-
hin Anhänger.

Parallel zum Faschismus in
Deutschland oder danach wurde er 
mit veränderter politischer Ausle-
gung und selbst erfundener Legi-
timation in anderen Staaten oder 
ganzen Bündnissen eingeführt oder 
als Ideologie benutzt. Beispiele
sind Spanien, Griechenland, China, 
Kuba und natürlich die UdSSR,
deren politisches Herzstück der 
Sowjetismus bzw. Stalinismus ge-
wesen ist und der nicht nur in den 
Köpfen der Politiker und der Funk-
tionäre existierte.

Stalinismus, Sowjetismus und 
Faschismus weisen in vielem die-
selben Merkmale auf und unter-
scheiden sich bestenfalls dem Na-
men nach, aber nicht in der Grau-

samkeit ihres Wirkens. Ihnen ist 
die Abschaffung des Menschen-
rechts im eigenen Land ebenso 
systemimmanent wie der militäri-
sche Expansionsdrang, der vor al-
lem in Zeiten politischer und wirt-
schaftlicher Krisen von den zu-
nehmenden Zerfallsanzeichen, der 
Führungsschwäche der herrschen-
den Diktatoren und dem aus dem 
Inneren des jeweiligen Landes ent-
stehenden Druck ablenken soll.

Wiewohl der Stalinismus in sei-
ner ausgeprägten Form mit der 
Auflösung der UdSSR und der Be-
freiung der unterdrückten osteuro-
päischen Staaten von seiner unum-
schränkten Herrschaft ein Ende 
fand, wurde er als Sowjetismus 
nach 1990 niemals gelöscht, son-
dern entwickelte er im Zeichen der 
laut in die Welt hinaus geäußerten 
Selbstrechtfertigung überdimensi-
onierte Machtbestrebungen, hinter 
denen sich in Wirklichkeit nur ein 
schlecht getarnter Revanchismus 
und ein unaufhaltsamer Expansi-
onsdrang verbergen. 

Der Revanchismus als Form des 
früheren faschistischen Sowjetis-
mus offenbart sich nach dem Zer-
fall des alten Systems seit der Un-
terwerfung Tschetscheniens, des-
sen früherer Präsident Dudajew
nach der Quasi-Vernichtung des 
kleinen Landes aus Ohnmacht und 
Verzweiflung den Begriff des Ra-
schismus vorprägte. Es folgte die 
Annexion von Teilen Georgiens
und die Besetzung der ukraini-
schen Halbinsel Krim, und seit 
dem Überfall auf die Ukraine 
fürchtet die Welt weitere Vernich-
tungsaktionen des Kreml-Chefs.
Der Begriff des Raschismus erfährt 
zunehmende Akzeptanz. Die ukra-
inische Regierung und ihre Medien
haben ihn in den offiziellen 
Sprachgebrauch übernommen. Ra-
schismus gilt sprachtechnisch als 

ein Kofferwort, das sich aus den 
Begriffen Russland und Faschis-
mus zusammensetzt und dem
Überfall auf die Ukraine und der 
begonnenen Okkupation sowie den 
vorausgegangenen Kriegshandlun-
gen gegen andere Nachbarstaaten
einen treffenden Namen gibt. Die-
se Bezeichnung ist zugleich die 
Erwiderung auf den fatalen Vor-
wand, mit dem Putins Russland die 
Kriegsaktion gegen einen souverä-

nen europäischen Nach-
barstaat zu rechtfertigen
versucht: Die Befreiung 

der eigenen hier lebenden 
russischen Landsleute von den uk-
rainischen Faschisten und Nazis; 
sei es um den Preis vieler eigener 
junger Soldatinnen und Soldaten, 
die für Putins Wahnidee ihr Leben 
lassen müssen, die der oberste rus-
sische Oligarch aber keineswegs 
bedauert. Valerie Bosse

Ruthenisch
Was bedeutet die neue Lan-
dessprache in der Ukraine?

Manch einer, der noch die alten 
Landkarten im Kopf hat, mag sich 
über die neuen Namen der ukraini-
schen Städte Lwow (heute Lwiw, 
ehemals Lemberg) oder Kiew 
(Kyjiv) wundern. Die Umbenen-
nung liegt an der Einführung des 
Ruthenisch als Landessprache in 
der Ukraine. Das Land hat damit 
das einstmals aus Sowjet-Zeiten 
übernommene Russisch als Amts-
sprache abgelöst, um sich auch auf 
diese Weise deutlich der Vor-
machtstellung Russlands sowie 
dessen Gebiets- und sonstigen An-
sprüchen zu widersetzen.

Ruthenisch zählt zur ostslawi-
schen Sprachgruppe. Es wurde 
übergreifend in den Gebieten Ost-
europas, darunter die Ukraine, ge-
sprochen und im vorigen Jahrhun-
dert durch den Einfluss Russlands 
eingedämmt.

Zu den bekanntesten Nachfahren 
ruthenischer Bürger gehört der US-
amerikanische Künstler Andy 
Warhol, dessen Eltern aus den 
Karpaten ausgewandert waren. 
Warhol ist in der Slowakei ein 
Museum gewidmet.  

Igor Gerd Lesnikow 
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Wir trauern um
Rosemarie Badock Bezirksgruppe Chemnitz
Rudi Neumann Bezirksgruppe Senftenberg
Herbert Hauschild Bezirksgruppe Eisleben
Horst Radigk Bezirksgruppe Wurzen
Heidemarie Mlodzianowski Bezirksgruppe Kiel
Erich Marzahn Bezirksgruppe Berlin
Christof Melzer Bezirksgruppe Chemnitz
Friedrich-Heinrich Hartmann Bezirksgruppe Hessen- Rheinland/Pfalz
Karl-Heinz Ossenkop Bezirksgruppe Rhein-Ruhr
Dr. Michael Dosch Bezirksgruppe München
Lucie Fischer Bezirksgruppe Wittenberg
Die VOS wird ihnen ein ehrendes Gedenken bewahren

Putins Angriff: Ein Überfall, der offenbar sorgsam durchdacht war
Der Krieg in der Ukraine zeigt die gleichen Wesenszüge, wie sie der Sowjet früher hatte
Lange hat man über die Millionen 
Todes- und Haftopfer, die die 
Sowjets zu Zeiten des Kommu-
nismus hervorbrachten, nicht mehr 
geredet. Nur wir in der VOS haben 
daran erinnert, dass die Machtha-
ber in Moskau unter dem Vorwand 
von Hilferufen „zwingend notwen-
dige“ Militäreinsätze zur „Erhal-
tung des Friedens“ in Prag, Kabul 
und anderen Hauptstädten bzw. de-
ren Ländern durchführten.

Nun sind wir wieder so weit. O-
der soll man sagen: immer noch? 
Denn auch nach Jahrzehnten hat 
sich in Russland nichts geändert. 
Nach wie vor existiert im Kreml 
das imperiale Großmachtdenken. 
Umliegenden Staaten wird das 
Recht auf Selbstbestimmung, sogar 
das Existenzrecht, abgesprochen, 
sofern diese ein System der parla-
mentarischen Demokratie und 
Pressefreiheit bevorzugen. 

Damals wie heute trommelt die 
Propaganda des diktatorischen Re-
gimes in Russland in die Welt, 
dass die wahren Feinde des Frie-
dens in den USA säßen und die 
NATO eine aggressiv- imperialis-
tische Bedrohung sei. Gleiches 
propagierte die SED-Clique, und 
leider sitzt es so bis heute noch in 
den Köpfen vieler Naivlinge im 
Westen fest.

Sowohl die NVA der damals 
hochmilitarisierten DDR als auch 
die vor Atomwaffen strotzende 
Rote Armee wurden dagegen in 
verlogener Art und Weise als Ar-
meen des Friedens bezeichnet. O-
der weiß es jemand besser?

Glücklicherweise haben es vor 
allem US-Präsident Ronald Rea-

gan und der Bundeskanzler Helmut 
Schmidt anders gesehen. Ihnen ge-
lang es 1979 gegen große Wider-
stände im Westen mit dem Nato-
Doppelbeschluss dagegenzuhalten. 
Statt gefährlicher Defensive wurde 
zur Abschreckung ein Abwehr-
schirm gegen sowjetische Inter-
kontinentalraketen installiert. Die 
Abschreckung hat letztendlich den 
Frieden gerettet. 

Wäre die Ukraine stark genug 
gewesen, hätte es die vollständige 
Kontrolle über seine Staatsgrenze 
zu Russland gehabt. Es hätte seit 
2014 Frieden statt Krieg gegeben, 
der mit russischen Söldnern und 
Waffen an der Seite der Separatis-
ten in der Ostukraine begann und 
sich mit der völkerrechtswidrigen 
Besetzung und Annexion der Krim 
und dem von Russland gesteuer-
ten, brutalen Invasions- und Ver-
nichtungskrieg fortgesetzt hat. 

Auch die Minsker Abkommen I 
und II hätte es demzufolge nicht 
gegeben, an denen der Kriegstrei-
ber Putin im Übrigen gar nicht in-
teressiert war. Für Putin erfüllten 
sie nur den Zweck, Zeit zu gewin-
nen und den Westen mit einem an-
geblichen Friedenswillen systema-
tisch einzulullen. Nur so konnte z.
B. der Bau der Gasleitung Nord 
Stream II gelingen, so, als wäre die 
Welt mit Putins Russland in Ord-
nung gewesen. 

Fatal ist die ungeheuerliche 
Stigmatisierung des ukrainischen 
Volkes und seiner frei gewählten 
Regierung mit der missbräuchli-
chen Verwendung des Kampfbe-
griffes „Nazi-Regime“. Es gibt in 
der Ukraine keinen Faschismus. 

Gäbe es den wie in Russland, gäbe 
es dort eine völkisch-nationale 
Bewegung mit dem Ziel, über an-
dere Staaten und Völker herrschen 
zu wollen. Das bedroht den Frie-
den und die Sicherheit, speziell in 
Europa. 

Zur Erinnerung an den Miss-
brauch des Wortes „Faschismus“:
Der Arbeiteraufstand am 17. Juni 
1953 in der DDR wurde als „fa-
schistischer reaktionärer Putsch-
versuch“ bezeichnet. Und an der 
Spitze der Bundesrepublik standen 
damals angeblich „Kriegsverbre-
cher und Exponenten der faschisti-
schen Politik“. Die Errichtung der 
SED-Diktatur wurde hingegen als 
„antifaschistisch-demokratische 
Umwälzung“ und das tödliche 
Grenzregime in Berlin als „antifa-
schistischer Schutzwall“ bezeich-
net. Die DDR hat in ihren Verwal-
tungs- und Parteistrukturen selbst 
vieles übernommen, was es in der 
Zeit von 1933 bis 1945 gegeben 
hat. Und das Zitat von den „rotla-
ckierten Faschisten“ hat der SPD-
Politiker Kurt Schumacher nicht 
umsonst geprägt. 

Bekanntlich heißt es, Geschichte 
wiederholt sich. Es ist eine der 
Weisheiten von Karl Marx und 
trifft nur bedingt zu. Geschichte 
kann sich nicht wiederholen, dazu 
müssten immer die gleichen Be-
dingungen herrschen, und das geht 
nicht. Trotzdem ist im Falle von 
Putins Russland und dem Ukraine-
Krieg etwas Wahres dran: Die Ge-
schichte wiederholt sich nicht, sie 
setzt sich einfach fort. Und das ist 
fast noch schlimmer. 

Markus Behrend



VOS-Gedenken
17. Juni in Mainz

Landesgruppe Hessen /Rheinland-Pfalz
Liebe Kameradinnen, liebe Kameraden, liebe Freunde,
ich hoffe und wünsche, dass euch unser Rundschrei-
ben gesund und bei bester Laune erreicht. Die Zeit 
schreitet unaufhaltsam voran, daran konnten auch die 
unangenehmen, für viele von uns besonders belaste-
ten Corona-Auflagen nichts ändern. Der Sommer 
steht unmittelbar bevor, die Barometeranzeige und 
die Temperaturen steigen und somit das Bedürfnis, 
sich mit Freunden und Gleichgesinnten zu treffen, 
sich auszutauschen und einige gemeinsam, interes-
sante Stunden zu verbringen. 

Was unsere Gruppe angeht, so steht unser Gedenk-
tag in Anlehnung an den Volksaufstand in Mittel-
deutschland am 17. Juni 1953 gegen die kommunisti-
sche SED-Diktatur und den Terror natürlich wieder 
im Mittelpunkt unserer Aktivitäten in diesem Jahr. 
An diesem Tag wollen wir wieder unseren großen 
Respekt und unsere Anerkennung für den geleisteten 
Widerstand, für den Mut und die Entschlossenheit 
der damaligen Demonstranten und für die Opfer der 
brutalen Niederschlagung durch die SED-Schergen 
und die russische Besatzungsarmee zum Ausdruck 
bringen. Deshalb möchte unser Gruppenvorstand alle 
Kameradinnen, Kameraden und Freunde zu unserer 
Gedenkfeier am

Freitag, den 17. Juni 2022
um 16.00 Uhr nach Mainz

an den Gedenkstein „Unteilbares Deutschland“ ans 
Rheinufer einladen. Viele von euch kennen den 
Standort des Gedenksteins am Fischtorplatz mit den 
Grünanlagen, dennoch möchte ich für alle, die sich 
nur unzureichend in Mainz auskennen, einige Hin-
weise geben: Wer mit der S-Bahn oder der Regional-
bahn in Mainz anreist, fährt am besten bis zum 
Bahnhof Römisches Theater, geht beim Hauptaus-
gang des Bahnhofes über den Zebrastreifen, dann 
rechts bis zur Rheinstraße, dort links der Straße nach
bis zu einem großen Zebrastreifen, welche direkt in
die Grünanlage mit dem Gedenkstein unmittelbar an 
der Rheinpromenade führt. Vom Bahnhof bis zum 
Fischtorplatz sind es etwa 400 bis 500 Meter.

Wer am Mainzer Hbf aussteigt, geht vom Haupt-
ausgang direkt über den Bahnhofsplatz zur Bushalte-
stelle, von der man mit dem Bus mit dem Bahnticket 
zum Mainzer Rathaus fahren kann, von dort aus 
rechts die Rheinstraße gehen etwa 300 Meter bis zum 
großen Zebrastreifen am Fischtorplatz. 

Bei unserer Gedenkfeier werden wir nach einer aus-
führlichen Ansprache ein Blumengebinde mit einer 
Schleife niederlegen. 

Anschließend wollen wir uns in einem Restaurant 
oder einem Café gemütlich zusammensetzen und uns 
genügend Zeit gönnen, persönliche Erfahrungen und 
Neuigkeiten auszutauschen. Das Ende der Zusam-
menkunft ist zeitlich nach oben offen.

Mit kameradschaftlichem Gruß
Gerd Franke, Landesvorsitzender Hessen/Rhl.-Pfalz
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